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Abstract 

Die folgende Bachelorarbeit befasst sich mit der Fragestellung, ob die Bereitstel-

lung von Wohnungen eine Aufgabe des Marktes ist oder nur durch Unterstützung 

der Kommunen gewährleistet werden kann. Die Untersuchung soll anhand der 

Stadt Dresden stattfinden, die im Jahr 2006 ihre Beteiligung am Wohnungsmarkt 

aufgab, indem sie ihre kommunale Wohnungsgesellschaft veräußerte und 

schließlich im Jahr 2017 durch Gründung einer neuen Wohnungsbaugesellschaft 

zu dem Entschluss kam, dass eine kommunale Beteiligung essentiell für dessen 

Funktionieren ist. Die Arbeit gewährleistet eine umfassende Betrachtung des 

Wohnimmobilienmarktes in Deutschland und Dresden, um einen Überblick über 

die Marktsituation zum Ende der 1990er bzw. Anfang der 2000er Jahre vor den 

Paketverkäufen großer Immobilienportfolios zu verschaffen. Weiterhin soll die 

Untersuchung der Privatisierung und der kommunalen Beteiligung am Woh-

nungsmarkt die positiven und negativen Seiten beider Systeme aufzeigen. In 

einem weiteren Schritt wird der Verkauf der WOBA Dresden GmbH und deren 

Folgen für Dresden aufgezeigt, welche schließlich die Gründung einer neuen 

Wohnungsbaugesellschaft nach sich zogen. Im Fazit werden die gewonnenen 

Eindrücke zusammengefasst und eine Bewertung hinsichtlich der vergangenen 

Entwicklungen und Schlussfolgerungen vorgenommen. 
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1 Einleitung 

„Was Gold wert ist, soll man nicht versilbern“1. Dieses Sprichwort stellt die Lage 

gegen Ende der 1990er und Anfang der 2000er Jahre auf dem deutschen Woh-

nungsmarkt passend dar. So konnte in dieser Zeit eine große Privatisierungswel-

le beobachtet werden, da viele der öffentlichen Anteilseigner ihre Wohnungsbe-

stände an internationale Investoren verkauften. Waren zuerst Bundesanstalten 

und weitere Bundesbehörden die Vorreiter für entsprechende Geschäfte, 

schwappten diese Konzepte zunehmend auf in finanzielle Nöte geratene Kom-

munen über. Viele dieser Gebietskörperschaften sahen in den Verkäufen ihrer 

eigenen kommunalen Wohnungsgesellschaften die Möglichkeit, die Schulden-

freiheit ihres Haushalts zu erreichen und nahmen dafür viele negative Entwick-

lungen in Kauf. So auch Dresden. Denn in den Jahren nach den Veräußerungen 

stellten sich in vielen Städten und Gemeinden ernüchternde Zustände ein. Die 

Hoffnungen waren vielerorts verpufft und es machten sich die Schattenseiten der 

umfassenden Veräußerungen bemerkbar. Zum einen waren die negativen Fol-

gen in steigenden Mietpreisen zu erkennen, welche zuvor auf einem entspannten 

Wohnungsmarkt kaum eine Rolle spielten, zum anderen stellte man aber auch 

fest, dass mit dem Verlust der Wohnungsgesellschaften eine wichtige Kompo-

nente mit der man auf die Stadtentwicklung Einfluss nehmen konnte, weggefallen 

war. Diese Probleme waren jedoch nicht die Einzigen. Im Hinblick auf die Unter-

bringung von sozial benachteiligten Personen mit Zugangsproblemen zum Woh-

nungsmarkt musste eine Daseinsvorsorge sichergestellt werden, d.h. im Klartext, 

dass dafür gesorgt werden musste, dass diese Menschen eine Chance auf be-

zahlbaren Wohnraum haben. Folgend sollen diese Betrachtungen anhand der 

Stadt Dresden erfolgen, die im Jahr 2006 ihren kommunalen Wohnungsbestand 

in ihrer Gänze an einen weltweit-agierenden Investoren verkaufte und letztlich 

mit den Folgen dieses Entschlusses zu kämpfen hatte, um im Jahr 2017 zu dem 

Ergebnis zu kommen, eine neue Wohnungsbaugesellschaft zu gründen. 

Diese Arbeit soll sich zuerst einmal der Frage widmen, wie die Bereitstellung von 

Wohnungen gewährleistet werden kann. Dazu findet im ersten Kapitel die Be-

trachtung des Wohnimmobilienmarktes innerhalb Deutschlands und Dresdens, 

als spezielles Beispiel, statt, um die Lage dieses Marktes zur damaligen Zeit auf-

zuzeigen. Im Rahmen dieser Darlegung werden dann die Marktlage, die Markt-

struktur, der Wohnimmobilienbestand und die Mietpreisentwicklung entsprechend 

für Deutschland und Dresden veranschaulicht. Im folgenden Kapitel fällt der Fo-

                                                
1 Freitag 2013, S. 85. 
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kus dann auf die Gegenüberstellung der Privatisierung des Wohnungsmarktes 

und die kommunale Beteiligung an diesem. Dabei werden für beide Seiten ent-

sprechende Erläuterungen abgegeben und die Hintergründe betrachtet, sowie 

die anschließende Analyse der positiven und negativen Aspekte der beiden Al-

ternativen. Sinn dieses Kapitels ist die Untersuchung beider Seiten, um heraus-

zufinden, wo die Stärken und Schwächen der jeweiligen Systeme liegen, um 

herauszufinden, ob eine Bereitstellung von Wohnraum ohne kommunales Enga-

gement überhaupt möglich ist. Schließlich geht die Arbeit im vierten Kapitel auf 

die WOBA Dresden GmbH ein, als damalige kommunale Wohnungsmarktbeteili-

gung der Stadt Dresden. In diesem Zusammenhang sollen dann die Geschichte 

und Entstehung der Gesellschaft sowie die Größe des Wohnungsbestandes zur 

damaligen Zeit beschrieben werden. Im darauffolgenden Kapitel wird der Pro-

zess des Verkaufs der WOBA Dresden GmbH dokumentiert. Die Schilderung 

umfasst dabei die Hintergründe des Verkaufs, die Zusammensetzung des dama-

lig agierenden Stadtrats, weitere beteiligte Interessengruppen, sowie die Ver-

kaufsvorstellungen aller Beteiligten. Weiterhin wird der Veräußerungsprozess 

anhand der maßgeblichen Stadtratssitzungen dargestellt, um den Überlegungen 

des Stadtrates folgen zu können und um verstehen zu können, welchen Prob-

lemstellungen dieser ausgesetzt war. So wurde in den Verkaufsverhandlungen 

eine Sozialcharta ausgehandelt, welcher auch in dieser Arbeit Beachtung ge-

schenkt wird, indem die wichtigsten Inhalte aufgezeigt werden. Schließlich bein-

haltet dieser Abschnitt weitere Teilkapitel, in denen beispielsweise der Verkauf 

als solcher thematisiert wird. Des Weiteren umfasst dieses Kapitel aber auch 

eine Analyse des Verkaufs anhand einer Gegenüberstellung der Vor- und Nach-

teile. Schließlich soll das vorletzte Kapitel dem Leser die Absicht der Stadt Dres-

den nahebringen, warum die Neugründung einer kommunalen Wohnungsgesell-

schaft in Erwägung gezogen wurde. Hierbei werden zuerst die Beweggründe für 

diese Entscheidung dargestellt und im Anschluss daran die Pro- und Kontraar-

gumente dieser Maßnahme gegeneinander abgewogen. Schlussendlich soll das 

Fazit eine Antwort auf die Frage des Titels dieser Bachelorarbeit geben und da-

hingehend klären, ob die Bereitstellung von Wohnungen eine kommunale Aufga-

be ist oder ob der Markt in der Lage ist, dieses Problem selbstständig zu lösen. 
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2 Wohnimmobilienmarkt 

2.1 Wohnimmobilienmarkt in Deutschland 

Zu Beginn der Arbeit soll vor allem der Wohnimmobilienmarkt der Bundesrepublik 

Deutschland von Ende der 1990er bis hin zur Veräußerung der WOBA GmbH im 

Jahr 2005 betrachtet werden. Dies soll eine Vergleichbarkeit von Deutschland mit 

der Stadt Dresden ermöglichen. Bei der Betrachtung sind vor allem die Marktlage 

und die Marktstruktur in Deutschland entscheidend. Auch ein Blick auf die bereits 

zur damaligen Zeit getätigten Paketverkäufe ist wichtig, um aufzuzeigen, dass es 

sich bei dem Verkauf nicht um einen Einzelfall handelte. 

2.1.1 Marktlage Ende der 1990er Jahre bis 2005 

Allem voran stellt sich die Frage, was die Marktlage des Wohnimmobilienmarktes 

aussagen soll. Dazu kann man festhalten, dass die Lage des Marktes das Ver-

hältnis von Angebot und Nachfrage zueinander beschreibt, aus welchem sich 

dann die Preise bilden. Das bedeutet für diesen Fall, dass das Angebot von 

Wohneinheiten in Bezug zu den nachgefragten Wohneinheiten betrachtet wird, 

aus dem sich dann die entsprechenden Mietpreise ergeben. Ist das Angebot 

größer als die Nachfrage, sind die Mietpreise geringer. Ist hingegen die Nachfra-

ge höher als das Angebot an Wohnraum, steigen die Mietpreise mitunter sehr 

stark.2 

Ende der 1990er Jahre war der deutsche Wohnimmobilienmarkt von Stagnation 

geprägt. Ursache dafür war zu einem großen Teil die demographische Entwick-

lung Deutschlands, welche davon geprägt war, dass der Altersdurchschnitt der 

Bevölkerung drastisch angestiegen war und ein Großteil der arbeitenden Bevöl-

kerung in den Ruhestand überging. Nicht zu vernachlässigen war weiterhin die 

zurückhaltende wirtschaftliche Entwicklung der damaligen Zeit. Zurückzuführen 

war diese auf die Nachwirkungen der Wiedervereinigung Deutschlands. Weitere 

Probleme entstanden durch hohe Wachstumserwartungen und steuerliche För-

derungen, welche im Ergebnis zu Beginn der 1990er Jahre zu einem großen An-

gebotsüberhang beitrugen.3 

Das Preisgefüge für Wohnimmobilien war in Deutschland zu dieser Zeit in seiner 

Gesamtheit stabil. Global gesehen war jedoch eine leicht rückläufige Preisent-

wicklung erkennbar. Dennoch, entgegen dieser negativen Entwicklungen, war 

das Interesse ausländischer Investoren an Wohnungsbeständen innerhalb 

Deutschlands groß. Dieses basierte auf vergleichsweise niedrigen Preisen, die in 
                                                
2 Vgl. Mecke, Piekenbrock, Sauerland (ohne Jahr). 
3 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 25ff. 
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Ländern wie Großbritannien, Italien oder Spanien wesentlich höher waren. Ent-

sprechende Länder hatten zuvor einen Immobilienboom erlebt, welcher im Ver-

lauf dazu führte, dass die Preise für Immobilien exorbitant stiegen. In der Folge 

sahen die ausländischen Investoren in Deutschland einen Nachholbedarf voraus 

und erwarteten steigende Preise4. Dazu kam, dass die Eigentumsquote in der 

Bundesrepublik damals bei ca. 43% lag und diese im Vergleich zu anderen euro-

päischen Ländern sehr gering ausfiel. Aufgrund dieser geringen Eigentumsquote 

befand sich ein großer Bestand an Wohnimmobilien in öffentlicher Hand.5 

In Anbetracht der kritischen Haushaltslagen der Kommunen wurden Verkäufe 

von Wohnimmobilien in der Folgezeit immer wahrscheinlicher, da die Veräuße-

rung als eine der wenigen noch verbleibenden Möglichkeiten der Haushaltskon-

solidierung angesehen wurde. Im Ergebnis stieg die Bereitschaft Wohnungsbe-

stände zu verkaufen.6  

2.1.2 Marktstruktur in Deutschland 

Die Marktstruktur ist „die Zusammensetzung und die Kennzeichnung eines Mark-

tes, die sich z.B. durch die Anzahl der Marktteilnehmer (Anbieter und Nachfrager) 

im Sinne von Marktformen oder durch deren Größe bestimmt“7. Mithilfe dieser 

Struktur kann die Preisbildung erläutert werden, welche sich aus dem Verhältnis 

von Angebot und Nachfrage ergibt8. Aufgrund der Komplexität dieses Themenbe-

reiches können hier nur Teile der Marktstruktur Deutschlands betrachtet werden.  

Im Jahr 2002 wies das Statistische Bundesamt für Deutschland eine Masse von 

ca. 38,7 Mio. Wohneinheiten aus. Von dieser Anzahl befanden sich in etwa 31 

Mio. WE im Westen Deutschlands und 7,7 Mio. WE in Ostdeutschland. Mehr als 

die Hälfte der Wohnungen waren in Mehrfamilienhäusern, die restlichen Bestän-

de in Eigenheimen in Form von Ein- und Zweifamilienhäusern angesiedelt. In den 

klassisch, städtisch geprägten Mehrfamilienhäusern mit höchstens zwölf 

Wohneinheiten, befanden sich ca. 90% der Wohnungen. Zwischen Ost- und 

Westdeutschland waren noch weitere Unterschiede zu bemerken. So war der 

Bestand an Eigenheimen in Westdeutschland mit in etwa 50% weitaus größer 

ausgeprägt als im Osten mit lediglich ca. 38%. Dies ist Ausdruck der Zeit vor der 

Wiedervereinigung Deutschlands, da in der DDR vor allem der Neubau von 

Wohnblöcken mit bis zu zwölf Wohnungen pro Hauseingang unter staatlicher 

Kontrolle vorangetrieben wurde. Demnach zog ein Großteil der Bevölkerung in 
                                                
4 Ebd., S. 27f. 
5 Ebd., S. 25f. 
6 Ebd., S. 26. 
7 Pollert, Kirchner, Polzin 2008, S. 78. 
8 Vgl. Woll 2008, S. 518. 
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derartige Mietwohnungen. Aufgrund dieser Entwicklung waren die Bauten durch 

ein geringes Bestandsalter geprägt. So wurden ca. 70% der deutschen 

Wohneinheiten nach dem Jahr 1945 errichtet. Sowohl bis zum Jahr 1918 als 

auch zwischen 1919 und 1945 wurden jeweils nur ca. 15% errichtet. Ausschlag-

gebend dafür waren zum einen der soziale Wohnungsbau in der Weimarer Re-

publik und zum anderen die enorme Zerstörung von Wohnraum zu Zeiten des 

Zweiten Weltkriegs. Deshalb errichtete man in den Nachkriegsjahren viele 

Wohngebäude. Dies ging aber unterschiedlich schnell voran. Während im westli-

chen Teil Deutschlands über 50% in den ersten 30 Jahren nach Ende des Krie-

ges erbaut wurden, wurden in der ehemaligen DDR nur etwa 27% errichtet. Ein 

großer Anteil der ostdeutschen Wohnungen waren Altbauten mit ca. 43% bzw. 

erst nach 1979 errichtet worden (30%). In Westdeutschland hingegen war somit 

die Mehrheit der Wohnungen zu dieser Zeit zwischen 30 und 60 Jahren alt war. 

Für diese Bestände mussten in der Folge neue Strategien entworfen werden. 

Vorrangig standen dafür zwei Varianten zur Verfügung. Entweder die Veräuße-

rung oder das Investieren und Modernisieren der Bauten.9   

2.1.3 Vormalige Verkäufe großer Wohnungsbestände 

Da die Veräußerung eine Möglichkeit für den Umgang mit den Altbeständen dar-

stellte, fällt bei einer Betrachtung des Wohnungsmarktes in Deutschland auf, 

dass bereits vor dem Verkauf der Bestände der WOBA GmbH im Jahr 2005 gan-

ze Wohnungsbestände von anderen kommunalen und staatlichen Institutionen 

an ausländische Investoren verkauft wurden. Für die zumeist britischen oder 

amerikanischen Interessenten war der Wohnraum in Deutschland besonders 

attraktiv. So wurden beispielsweise im Jahr 2000 114000 Eisenbahnerwohnun-

gen der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte an einen solchen Investor 

verkauft. Bis zum Jahr 2005 wurden mehr als 500000 Wohneinheiten veräußert. 

Darunter waren weiterhin zum Beispiel die GAGFAH mit 82000 Wohneinheiten, 

die Wohnungen der Thyssen-Krupp mit 48000 Wohneinheiten und die GSW Ber-

lin mit 66000 Wohneinheiten. Bereits zu diesem Zeitpunkt waren weitere Paket-

verkäufe geplant. Darunter Wohnungen der THS (80000 WE), der NILEG und 

der NordLB mit jeweils 30000 Wohneinheiten.10 

Die beispielhafte Aufzählung macht deutlich, dass es sich nicht nur um Einzelfäl-

le handelt und bereits vor dem Verkauf der WOBA Dresden GmbH einige derar-

tiger Wohnungsgesellschaften an Investoren veräußert wurden.   

                                                
9 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 29f. 
10 Ebd., S. 23f. 
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2.2 Wohnimmobilienmarkt in Dresden 

Wie oben beschrieben soll durch Aufzeigen der beiden Märkte gewährleistet 

werden, dass ein Vergleich zwischen dem Gesamtwohnimmobilienmarkt 

Deutschlands mit dem speziellen Wohnimmobilienmarkt in Dresden möglich wird, 

um ähnliche oder verschiedene Entwicklungen darzustellen. Dabei ist zu beach-

ten, dass sich die Betrachtung auf den damaligen Zeitpunkt unmittelbar vor Ver-

äußerung der WOBA Dresden GmbH bezieht.  

Die vormalige Immobilienmarktsituation hat dementsprechend stark auf die Ent-

wicklung der WOBA eingewirkt und darf hierbei nicht vernachlässigt werden. In 

diesem Zusammenhang ist die Betrachtung und besondere Würdigung des spe-

zifischen Immobilienmarktes in Ostdeutschland von grundlegender Bedeutung.11 

2.2.1 Situation Ende der 1990er Jahre bis 2005 

Auch in Dresden waren ähnliche Entwicklungen wie im gesamtdeutschen Woh-

nungsmarkt zu beobachten. Dazu zählen sowohl die positive Bevölkerungsent-

wicklung als auch die allgemeine gute wirtschaftliche Entwicklung. So konnte in 

der Folgezeit erwartet werden, dass der Wirtschaftsraum Dresden besser fort-

schreitet als sein Umfeld. Begünstigt durch die historische Situation zu Beginn 

der 1990er Jahre formierte sich aus dem großen Angebotszuwachs und der an-

fangs ausreichenden Nachfrage eine gute Basis für die zukünftige Entwicklung 

Dresdens. Die Erwartungen der Bevölkerung in den neuen Ländern wurden in 

der Zeit nach der Wiedervereinigung Deutschlands in Hinblick auf den wirtschaft-

lichen Aufschwung jedoch nur bedingt erfüllt. Geprägt durch starke gesellschaftli-

che, wirtschaftspolitische und realwirtschaftliche Veränderungen wurde der Wirt-

schaftsstandort Dresden in dieser Zeit besonders beeinflusst. Jedoch ging Dres-

den erstarkt aus dieser schwierigen gesamtwirtschaftlichen Lage hervor, da die 

Stadt vor allem im Vergleich zu den umliegenden Regionen eine niedrigere Ar-

beitslosenquote und ein höheres Wirtschaftswachstum vorweisen konnte.12 

  

                                                
11 Ebd., S. 37. 
12 Ebd. 
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2.2.2 Marktlage Ende der 1990er Jahre bis 2005 

Der Wohnungsmarkt Dresdens war vor dem Verkauf der WOBA vor allem durch 

ein Überangebot an Wohnraum geprägt. Die Nachfrage hingegen war auf einige 

wenige Marktsegmente begrenzt. So fanden in dieser Zeit unsanierte Wohnun-

gen in Plattenbauten aus DDR-Zeiten kaum Interessenten. Genauso waren un-

sanierte Altbauten eine wenig nachgefragte Position. Bereitwillig wurden über-

durchschnittliche Preise nur für begrenzte Angebote und Lagen innerhalb Dres-

dens gezahlt.13 

Entwicklung des Wohnimmobilienmarktes in den 1990er Jahren 

Der Immobilienboom in Folge der Wiedervereinigung Deutschlands ging auch an 

Dresden nicht vorbei. Deshalb bestand eine große Nachfrage nach modernen 

Wohnungen, welche durch das vorherrschende Angebot nicht befriedigt werden 

konnte. Davon hervorgerufen stiegen die Kaufpreise für Wohnraum schnell und 

stark an. So wurden beispielsweise Kaufpreise zwischen 4800 bis 7000 DM pro 

Quadratmeter verlangt. Dies wiederrum hatte Kaltmieten zwischen 16 und 25 

DM/m2 zur Folge. Zu einer weiteren Erhöhung der Preise führte auch das För-

dergebietsgesetz, welches beträchtliche steuerliche Anreize für Anleger schaffte. 

Eine gegensätzliche Entwicklung wurde eingeleitet als die Wohnsiedlungen in 

den Vororten der Stadt Dresden wuchsen. Dieser Zuwachs an Wohnraum über-

stieg in der Folge die Nachfrage deutlich. Der Wohnungsleerstand stieg, gleich-

zeitig fielen aber die Mieten und Kaufpreise. Schlussendlich stabilisierte sich der 

Immobilienmarkt jedoch zum Ende der 1990er Jahre hin.14 

Wohnimmobilienmarktsituation 2005 

Aufgrund des steigenden Interesses am Neubau von Ein- und Zweifamilienhäu-

sern in den Vororten Dresdens, verschlechterte sich das Angebot in Hinblick auf 

den Bau von mehrstöckigen Geschosswohnungen. In der Folge sank der Leer-

stand bei Wohnungen mit guten Grundrissen und angemessenen Mietpreisen in 

attraktiven Wohnlagen. Bei Wohnungen, die diese Merkmale nicht oder weniger 

erfüllten, war demnach ein größerer Leerstand zu verzeichnen. Für Neuvermie-

tungen hingegen stiegen die Preise weiter an. Schließlich wurden für die unter-

schiedlichen Wohnlagen verschiedene Kaltmieten prognostiziert. Für einfache 

Lagen wurden Mietpreise zwischen 5 und 5,50 EUR, für mittlere Lagen Preise 

zwischen 5,50 und 6,50 EUR, für gute Lagen 6 bis 8 EUR und für sehr gute La-

                                                
13 Ebd., S. 38. 
14 Ebd. 
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gen Mieten zwischen 7,50 und 9 EUR vorhergesagt15. Vergleicht man diese Prei-

se mit denen, die Anfang der 1990er Jahre für Neubauten als realistisch angese-

henen wurden, so stellt man fest, dass diese nur noch in Gebieten mit sehr guten 

Wohnlagen erreicht werden konnten.16  

2.2.3 Wohnimmobilienbestand in Dresden (2005) 

Kennzeichen des Dresdner Wohnungsmarktes war zum damaligen Zeitpunkt vor 

allem der intensive Wettbewerb zwischen Wohnungsgesellschaften, Wohnungs-

genossenschaften und privaten Wohnungsanbietern. Im ganzen Raum Dresden 

waren dabei 295000 Wohnungen vorhanden. Die WOBA Dresden GmbH hatte 

dabei kurz vor ihrem Verkauf einen Marktanteil von 17% inne. Des Weiteren wa-

ren rund 22% des Marktes in Besitz von Wohnungsgenossenschaften, 57% in 

Privatbesitz und 4% in Besitz von privaten Gesellschaften.17 

Leerstand 

Wie oben beschrieben war auch Dresden von Wohnungsleerstand betroffen. 

Ursache dafür waren die verschiedensten Begleitumstände. So fielen in diesem 

Zusammenhang das Nachfrageverhalten der Bevölkerung, die Entwicklung der 

durchschnittlichen Haushaltsgröße und die allgemeinen demographischen und 

wirtschaftlichen Entwicklungen besonders ins Gewicht. Aber auch die Entwick-

lung des Mietpreisniveaus besonders in Hinblick auf die Höhe des relativen Miet-

preises für die einzelnen Wohnungstypen und Bestandsgruppen. Weiterhin sind 

aber auch die verschiedenen Zusammensetzungen der einzelnen Wohnungsbe-

stände für eine Wanderbewegung innerhalb Dresdens ursächlich und damit auch 

für den vermehrten Leerstand von Wohnungen. Hauptsächlich war die Problema-

tik des Leerstands aber bedingt durch das Überangebot von Wohnungen in unat-

traktiven Wohnlagen, wobei vor allem alte Plattenbauten davon betroffen waren. 

Dahingehend sollten folglich besonders die WOBA aber auch einige der großen 

Wohnungsgenossenschaften Dresdens betroffen sein, da genau diese den Groß-

teil der Plattenbaubestände verwalteten. Infolgedessen wurde ein Konzept auf-

gestellt, welches vorsah, einen Teil der Wohnungen vom Markt zu nehmen. Da-

raufhin war geplant bis 2015 ca. 20000 Wohnungen abzureißen. Auch die WOBA 

beteiligte sich an diesem Stadtumbaukonzept.18 

  

                                                
15 Alle Mietpreise gelten pro Quadratmeter. 
16 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 38f. 
17 Ebd., S. 40; vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 20. 
18 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 40f. 
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Entwicklung des Wohnungsangebots 1990 bis 2005 

Zu Beginn der 1990er Jahre mangelte es in Dresden an ca. 20000 Wohnungen. 

Der Wohnungsbestand war zu einem großen Teil in einem schlechten baulichen 

Zustand oder nicht mehr brauchbar. In den folgenden 15 Jahren wurde ein Groß-

teil dieser Wohnungen saniert. Infolge der steuerlichen Förderungen wurden 

dann weitere Wohngebäude gebaut bzw. um- und ausgebaut. Im Rahmen des 

Neubaus wurden 35600 Wohnungen erbaut und ca. 39000 Wohnungen um- bzw. 

ausgebaut. Bis 2002 wurden kaum Rückbau- und Abrissmaßnahmen vorge-

nommen19. Für den Zeitraum von 2005 bis 2015 wurde dahingehend prognosti-

ziert, dass jährlich zwischen 1000 und 2000 Wohnungen vom Markt genommen 

werden müssen, um das Stadtumbaukonzept zu erfüllen. Die Hauptakteure die-

ses Vorhabens sollten vor allem die WOBA aber auch die anderen Genossen-

schaften sein.20 

2.2.4 Mietpreisentwicklung 

Die Mietspiegel der Stadt Dresden aus den Jahren 2002 und 2004 zeigen, dass 

die Mietpreise für komplett sanierte Wohnungen im Verlauf leicht zurückgegan-

gen waren. In einzelnen Quartieren waren jedoch auch Erhöhungen der Miet-

preise ersichtlich. Die WOBA war hingegen der fortwährend schwierigen Situati-

on des Marktes, in der Lage, das Mietpreisniveau der von ihr geführten Wohnun-

gen im Gesamtdurchschnitt anzuheben.21 

 

                                                
19 Vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 21f. 
20 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 41f. 
21 Vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 23. 
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3 Gegenüberstellende Betrachtung der Privatisierung und 
kommunalen Beteiligung am Wohnungsmarkt 

In der Immobilienbranche ist sehr umstritten, welche Variante, d.h. die aus-

schließliche Privatisierung des Wohnungsmarktes oder eine kommunale Beteili-

gung an diesem, die bessere Wahl ist. Vorrangig bleibt deshalb zu klären, ob die 

Bereitstellung von Wohnungen durch einen rein privatisierten Markt gewährleistet 

werden kann oder ob eine kommunale Beteiligung am Wohnungsmarkt notwen-

dig ist, um Gerechtigkeit hinsichtlich der Wohnungsbereitstellung herstellen zu 

können. In diesem Zusammenhang sollen die Vor- und Nachteile, die ein privati-

sierter Markt mit sich bringt, untersucht werden. Um diesen Sachverhalt vollum-

fänglich zu betrachten, sollen in diesem Kapitel die Hintergründe einer kommuna-

len Beteiligung am Wohnungsmarkt ebenso thematisiert werden. Im Endeffekt 

soll diese Betrachtung klären, welche Form des Wohnungsmarktes sich am bes-

ten für die Bereitstellung von Wohnraum eignet oder ob eventuell eine Mischung 

beider Modelle die fairste Möglichkeit ist. 

3.1 Privatisierung des Marktes 

Zuerst einmal stellt sich die Frage, weshalb der Wohnungsmarkt ausschließlich 

privatisiert sein sollte. In diesem Zusammenhang soll untersucht werden, welche 

Gründe Investoren für den Kauf der Wohnimmobilien haben. Weiterhin soll an-

hand einer Pro- und Kontrabetrachtung analysiert werden, welche Vor- bzw. 

Nachteile ein privater Wohnungsmarkt mit sich bringen kann.  

Die Freiheit des Marktes bildet den entscheidenden Grund für einen privaten 

Markt, da sich dieser durch Angebot und Nachfrage in der Regel selbst reguliert. 

Die Investoren sahen in den gemeindlichen Wohnimmobilienportfolios eine große 

Anlagemöglichkeit aufgrund der im Vergleich niedrigen Preise auf dem Wohnim-

mobilienmarkt. Weiterhin bestand die Möglichkeit mit den Wohnungspaketen 

eine relativ hohe Eigenkapitalrendite zu erzielen. Viele dieser Investoren gingen 

jedoch mit falschen Erwartungen hinsichtlich der zu erzielenden Preise und der 

Privatisierungsquote an die Paketkäufe heran. Deshalb verblieben viele der 

Wohnungen infolge der Einzelprivatisierungen als Restanten bei den Erwerbern. 

In der Folge mussten diese dann für weniger Geld verkauft werden, um diese 

loszuwerden. Die gewünschten Renditen konnten aufgrund der vielen Weiterver-

käufe ebenfalls nicht erzielt werden, da die Preise aufgrund der häufigen Trans-

aktionen gestiegen waren.22 

                                                
22 Vgl. Laurer 2007, S. 26. 
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3.1.1 Vorteile 

Die Privatisierung bringt durchaus positive Effekte mit sich. So geht diese einher 

mit einer Dynamisierung des Wohnungsmarktes. Das bedeutet, dass die Kom-

munen von den Veräußerungen profitieren. Denn indem die Preise der privaten 

Wohnungen steigen, erhöht sich auch der Wert der Wohnungsbestände der Ge-

bietskörperschaften.23 

Ein weiterer Vorteil ist, dass nicht bewiesen ist, dass es in Wohnungen der priva-

ten Träger schlechter als in den Wohnungsbeständen der kommunalen Woh-

nungsgesellschaften ist. So besagt eine gemeinsame Studie des Bundesministe-

riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und des Bundesamtes für Raum-

ordnung, dass bei den Verkäufen der kommunalen Wohnungsbestände geringe 

Veränderungen und nur wenige Konflikte mit den Mietern aufgrund von Sanie-

rungen und Mieterhöhungen aufgetreten sind. Teilweise können private Unter-

nehmen auch besser als Kommunen in Bereichen wie der Organisation von so-

zialen Aktivitäten oder der Bereitstellung von Mieterservices sein. Dies trägt wie-

derrum positiv zum Quartiersmanagement bei. Durch Angebote wie diese steigt 

die Zufriedenheit der Anwohner und gleichzeitig sinkt die Mieterfluktuation.24 

Weiterhin spricht man privaten Konzernen zu, dass diese hinsichtlich der Be-

schaffung von angemessenem Wohnraum oder Einsparung von Kosten, durch 

eine schnellere Beseitigung von Mangelerscheinungen und effizienterem Ma-

nagement, besser agieren als kommunale Wohnungsgesellschaften.25 

Für die Privatisierung spricht weiterhin, dass laut einer Studie des Instituts der 

Deutschen Wirtschaft lediglich 40% der Sozialwohnungen innerhalb Deutsch-

lands an wirklich benachteiligte Personengruppen vermietet sind. Zudem kann 

beobachtet werden, dass es gerade die privaten Investoren sind, die bedürftige 

Menschen in ihre Wohnungen aufnehmen, da die Miete oftmals durch den Staat 

bezahlt wird und damit zuverlässig eingeht. Des Weiteren ist die Wohnungslage 

auf dem deutschen Wohnungsmarkt aufgrund der demographischen Entwicklung 

weiterhin entspannt. Hierbei bleibt zu beachten, dass der Wohnungsmarkt für 

das gesamte Gebiet Deutschlands betrachtet und damit die Sonderstellung der 

Großstädte nicht beachtet wird.26 

                                                
23 Vgl. Bomke 2007, S. 1. 
24 Vgl. Münzing 2011, S. 458. 
25 Vgl. Leykam 2006, S. 1. 
26 Vgl. Fritzsche 2015, S. 32; Gericke 2006, S. 13; Rose 2007, S. 6. 
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3.1.2 Nachteile 

Die Privatisierung bringt jedoch nicht nur positive Aspekte mit sich. So kann ein 

Totalverkauf der kommunalen Bestände große Nachteile hervorrufen, wenn das 

für den Verkauf erhaltene Geld beispielsweise nicht dem Abbau von Schulden 

dient, sondern zu großen Teilen wieder neu investiert wird. Auch das Einkaufen 

von Belegungsrechten ist für die Kommunen auf Dauer gesehen keine Lösung, 

da diese zumeist mit großem finanziellen Aufwand einhergehen.27 

Ein weiterer negativer Bestandteil der Privatisierungen sind die zumeist stattfin-

denden Mehrfachveräußerungen, d.h. die Wohnungsbestände werden innerhalb 

kürzester Zeit mehrfach an weitere Investoren verkauft. Die Erwerber agieren 

dabei wie Händler. Dies wirkt sich dann negativ auf den Substanzwert der Ge-

bäude aus. Größtes Problem dabei ist jedoch, dass die Erlöse aus den Verkäu-

fen nicht für Instandhaltungsmaßnahmen oder Investitionen in das Wohnumfeld 

verwendet werden. Folglich lassen sich die Eigentümer der privaten Wohnungs-

gesellschaften oft schlechter in die Stadtentwicklung eingliedern als zum Beispiel 

Genossenschaften oder die eigenen kommunalen Wohnungsgesellschaften.28 

Zum anderen liegt bei privaten Unternehmen keine mietpreistreibende Wirkung 

nur solange vor, wie ein entspannter Wohnungsmarkt gegeben ist. Sobald die 

Wohnungsbestände knapp werden und ein großer Wettbewerb unter den Mietern 

entsteht, steigen automatisch die Preise. In den Großstädten ist dies heutzutage 

häufig der Fall. Deshalb sind gerade die Ballungszentren zumeist durch hohe 

Mietpreise gekennzeichnet.29 

3.2 Kommunale Beteiligung am Wohnungsmarkt 

In diesem Teilkapitel werden die Hintergründe erläutert, die eine Kommune ha-

ben kann, um sich im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung am Wohnungsmarkt 

zu beteiligen. Dabei soll geklärt werden, unter welchen Bedingungen ein Eingrei-

fen sinnvoll erscheint. So stellt sich die Frage, ob ein Eingriff in den Wohnungs-

markt lediglich als Teil einer sozialen Aufgabe gerechtfertigt ist oder ob es noch 

weitere Ursachen für eine kommunale Beteiligung gibt. Abschließend soll die 

kommunale Mitwirkung am Wohnungsmarkt anhand der gegebenen Vor- und 

Nachteile abgewogen werden. 

                                                
27 Vgl. Bomke 2007, S. 1. 
28 Vgl. Freitag 2005, S. 10; Gericke 2004, S. 4; Rose 2007, S. 6. 
29 Vgl. Gericke 2006, S. 13. 
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3.2.1 Gründe für die Beteiligung 

Eine kommunale Beteiligung in Form einer Wohnungsgesellschaft kann die ver-

schiedensten Beweggründe haben. An dieser Stelle sollen die Relevantesten 

aufgeführt werden. 

So kann ein kommunaler Eingriff damit gerechtfertigt werden, dass innerhalb des 

Wohnungsmarktes ein Marktversagen vermutet wird. Von diesem spricht man, 

wenn ein Scheitern hinsichtlich der Preisbildung innerhalb einer Marktwirtschaft 

vorliegt30. In diesem Fall kann ein Handeln der Kommune notwendig sein, um ein 

Funktionieren des Marktes gewährleisten zu können. In diesem Fall spricht man 

von der allokativen Perspektive und es müssten Unzulänglichkeiten oder Mängel 

vom Wohnungsmarkt ausgehen, die in der Folge nur mit Hilfe eines gemeindli-

chen Vorgehens überstanden werden können. Doch ist fraglich, ab wann man 

von einem Marktversagen sprechen kann. Liegt dieses bereits vor, wenn benach-

teiligte Personengruppen erschwert Wohnraum erlangen können oder erst wenn 

der Kapitalmarkt geschwächt ist und enorme Wohnungsnot in allen Bevölke-

rungsschichten besteht, wie es nach Ende des Zweiten Weltkriegs der Fall war? 

In der jetzigen Situation kann durchaus davon ausgegangen werden, dass in 

Deutschland ausreichend Wohnraum für die gegebenen Haushalte vorhanden 

ist. Dabei muss man jedoch anmerken, dass Kriterien wie beispielsweise die 

Größe, Ausstattung der Wohnung und der als angemessen empfundene Weg 

zum Arbeitsplatz erst einmal außen vorgelassen wurden. Des Weiteren besteht 

auch keine monopolistische oder oligarchische Marktmacht hinsichtlich eines 

oder weniger Anbieter auf dem deutschen Wohnungsmarkt. Ein Eingriff aus der 

allokativen Sicht scheint somit erst einmal nicht unbedingt von Nöten zu sein. Ein 

kommunales Vorgehen kann aber auch erfolgen, wenn das Ergebnis des Mark-

tes als ungerechtfertigt angesehen wird und damit zu einer Ungleichbehandlung 

führt. Diese Sichtweise wird dann als distributive Perspektive bezeichnet. Im Hin-

blick darauf werden mit den kommunalen Eingriffen sozialpolitische Absichten 

angestrebt, die vor allem der Daseinsvorsorge dienen sollen. So kann die Grün-

dung einer kommunalen Wohnungsgesellschaft die sozialgerechte Versorgung 

von Wohnraum gewährleisten. Damit kann vor allem bedürftigen Personengrup-

pen geholfen werden. Aber ab wann kann man von einer Bedürftigkeit sprechen? 

Die Hilfe erfahren zumeist Haushalte, die nur ein niedriges Einkommen auswei-

sen können oder aus vielen Familienmitgliedern bestehen, aber auch Menschen 

mit Behinderung oder ältere Menschen. Diese Personengruppen haben gemein, 

dass sie nur erschwert eine Wohnung in angemessener Größe und zu einem 
                                                
30 Vgl. Woll 2008, S. 518. 
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moderaten Preis auf dem freien Wohnungsmarkt finden. Diese Wohnraumver-

sorgung, welche sich auf dem freien Markt durch Allokationsmechanismen ergibt, 

erscheint für die Benachteiligten als unfair und unsozial. Aus dieser Sicht ist ein 

Eingreifen der Kommunen mit der Bereitstellung von Wohnungen durch die 

Wohnungsgesellschaften denkbar.31 

Ein weiterer Grund für die Beteiligung einer Kommune am Wohnungsmarkt ist 

die erzielbare Stadtrendite, welche durch entsprechendes Engagement erreicht 

werden kann. Denn die Wohnungsbestände sollten nicht nur als Finanzbeteili-

gung angesehen werden, sondern sollten viel mehr als Instrument der Woh-

nungsmarktsteuerung, der Stadtentwicklung und des Stadtumbaus betrachtet 

werden. Bei den Kommunen sollte deshalb nicht nur die betriebswirtschaftliche 

Rendite eine Rolle spielen, sondern eben auch die Stadtrendite. Doch was sagt 

diese aus? Die Stadtrendite hat weniger mit der betriebswirtschaftlichen Rendite 

als solche gemein, sie ist viel mehr als strategische Beteiligung anzusehen. So 

zählen z.B. die Bereiche der Stadtentwicklung und des Stadtumbaus zu dieser. 

Damit gewährleistet sie in vielerlei Hinsicht die nachhaltige Planung einer Stadt.32 

Um die Stadtrendite weiterhin positiv beeinflussen zu können, ist die Quartiers-

stabilisierung notwendig. Gerade im Hinblick auf Stadtviertel mit speziellem Klien-

tel oder in sogenannten Problembezirken wird mit der Stabilisierung durch städ-

tebauliche, sozialpolitische und wohnungswirtschaftliche Maßnahmen der soziale 

Frieden gewahrt. Konkrete Maßnahmen sind dabei beispielsweise eine gezielte 

Belegung der Wohnungsbestände, die Durchführung von Wohnumfeldmaßnah-

men, das Vorhandensein von sicherheitserhöhenden Maßnahmen innerhalb der 

Wohngebäude, die Bereitstellung von Sozialarbeitern und Räumen für nachbar-

schaftliche Treffen. Ein weiterer Bestandteil dieser Quartiersstabilisierung ist das 

Quartiersmanagement. Durch dieses wird erreicht, dass die dort lebenden Bürger 

in den Prozess der Quartiersverbesserung mit einbezogen werden und somit 

aktiv an den Veränderungen teilhaben können und diese zu ihren Gunsten beein-

flussen können. Im Endeffekt bewirkt ein stabiles Quartier, dass die Mietpreise 

bezahlbar sind und somit ein attraktives Wohnen möglich ist.33 

Ein weiterer Punkt für die kommunale Beteiligung kann die energetische Sanie-

rung der alten Wohnungsbestände sein, um eine zukunftsorientierte Stadtent-

wicklungspolitik zu betreiben. Viele der alten Wohnungen stammen aus einer 

Zeit, in der von Energieeinsparungen und dem Schutz von natürlichen Ressour-

                                                
31 Vgl. Fritzsche 2015, S. 25. 
32 Vgl. Freitag 2005, S. 10. 
33 Ebd.; vgl. Junge-Reyer 2009, S. 22f.; Kiepe 2006, S. 13. 
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cen noch keine Rede war. Vielmehr besteht nun die Aufgabe darin, die veralteten 

Wohnungen zu sanieren und damit die Modernisierung der Wohnbestände vo-

ranzutreiben, um den Wert der Immobilien zu erhalten. Dies spiegelt sich auch in 

folgendem Punkt wieder. So ist die kommunale Beteiligung vor allem in Zeiten 

wirtschaftlicher Stagnation und fehlender Investitionsbereitschaft der privaten 

Investoren wichtig. Denn grade in solchen Situationen sind es die Kommunen, 

die mittels ihrer Wohnungsgesellschaften Neubau- und Modernisierungsmaß-

nahmen erfüllen. Diese Schritte tragen in der Folge zur allgemeinen Stadterneue-

rung bei.34   

Mit der Einführung des ALG II wuchs die Zahl der auf Wohnraum anspruchsbe-

rechtigten Personen stetig an. Dies bedeutete in der Folge auch eine größere 

finanzielle Belastung der Kommunen. Dahingehend sollte es im Interesse der 

Gebietskörperschaften sein, ihre kommunalen Wohnungsgesellschaften nicht nur 

aus sozial- und wohnungspolitischen Gründen zu behalten. Aus finanzieller Sicht 

ist es sinnvoller, diese Personen mit Wohnraum aus eigenen Beständen zu ver-

sorgen, um nicht darauf angewiesen zu sein, Belegungsrechte für hohe Preise 

einkaufen zu müssen.35 

Die Wohnungsgesellschaften bieten den Kommunen enorme Steuerungsmög-

lichkeiten hinsichtlich der örtlichen Entwicklung des Wohnungsmarktes. Dabei 

wirken sich angemessene Mietpreise von großen kommunalen Wohnungsunter-

nehmen mietpreisdämpfend auf die anderen Anbieter aus. In diesem Zusam-

menhang können ebenfalls Anreize in den Gebieten der alters- und familienge-

rechten Wohnungspolitik gesetzt werden mit direkten Auswirkungen auf die 

Stadtrendite.36 

Dieses Kapitel verdeutlicht, dass es eine Menge Gründe für eine Beteiligung der 

Gebietskörperschaften am Wohnungsmarkt gibt, um für Gerechtigkeit oder zu-

mindest eine gewisse Fairness zu sorgen aber auch um eigene städtebauliche 

und finanzielle Interessen zu verfolgen. Jedoch hat dies auch entsprechende 

Vor- und Nachteile, welche in den nächsten Teilkapiteln beleuchtet werden sol-

len. 

  

                                                
34 Vgl. Junge-Reyer 2009, S. 23; Kiepe 2006, S. 13f. 
35 Vgl. Kiepe 2006, S. 12. 
36 Ebd., S. 14. 
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3.2.2 Vorteile 

Ein großer Vorteil der kommunalen Wohnungsgesellschaften ist, dass diese 

eben nicht nur die betriebswirtschaftliche Rendite im Sinn haben, was sich wie-

derrum positiv auf die Sauberkeit, die Sicherheit und die Vermietbarkeit der 

Wohnungen auswirkt. Weiterhin kann mit Hilfe dieser Wohnungsunternehmen 

Einfluss auf die Infrastruktur genommen werden. So können große Wohnungsun-

ternehmen aufgrund ihrer Einflussmöglichkeiten positiv auf die Quartiersentwick-

lung einwirken und Fortschritte vorantreiben. Das sind dann beispielsweise An-

gebote für alte und behinderte Menschen oder Forderungen zum Bau weiterer 

Schulen und Kindertagesstätten. In diesem Zusammenhang können gut organi-

sierte Schulen Kinder aus bildungsnahen Familien anlocken, was sich positiv auf 

die Quartiersentwicklung auswirkt durch den eventuellen Zuzug entsprechender 

Familien.37 

Zudem sind kommunale Unternehmen wie z.B. Wohnungsgesellschaften viel 

stabiler als private Immobilienkonzerne, da sie Arbeitsplätze in Krisenzeiten er-

halten aber auch zur Stärkung der regionalen Wirtschaft beitragen. Dabei zeigt 

sich, dass diese Unternehmen nicht nur eigene Interessen verfolgen, sondern vor 

allem die der Bevölkerung. Durch die Investitionen in die Infrastruktur wird der 

Lebens- und Wirtschaftsstandort der Region attraktiv gehalten.38 

3.2.3 Nachteile 

Ein Nachteil mancher kommunalen Beteiligungen ist die teilweise nicht vorhan-

dene Ertragsorientierung, dazukommt eine geringe Rentabilität, ein mangelnder 

Innovationswille und eine gewisse Ineffizienz. Diese Behäbigkeit ist zwar nicht in 

jeder kommunalen Wohnungsgesellschaft vertreten, aber dennoch in einigen 

vorhanden.39 

Des Weiteren besagen Studien, dass die kommunalen Wohnungsgesellschaften 

vielerorts nicht die angenommene mietpreisdämpfende Wirkung haben. Das 

Problem wurzelt dabei in den Subventionen einzelner Wohnungen, dabei sollten 

eher bedürftige Personengruppen gefördert werden. Folglich bleiben die nicht 

bedürftigen Personen weiterhin in den Wohnungen wohnen und die tatsächlich 

Hilfebedürftigen erfahren keine Unterstützung. Gezielter wäre die Zahlung von 

Wohngeld an die Bedürftigen. Dazu kommt, dass vielerorts so z.B. auch in Berlin 

beobachtet werden konnte, dass lediglich 1% aller neu vermieteten kommunalen 

                                                
37 Vgl. Gericke 2004, S. 4. 
38 Vgl. Prenner 2012, S. 6. 
39 Ebd., S. 4; vgl. Redaktion, Immobilien & Finanzierung - Der langfristige Kredit 2008,  
S. 8. 
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Wohnungen an bedürftige Menschen vermietet wurden. So sind gerade auch 

Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen zumeist in den 

Wohnungen nicht erwünscht. Das geht sogar soweit, dass diese eine Wohnfä-

higkeitsprüfung ablegen müssen. In diesem Zusammenhang muss jedoch eben-

so festhalten werden, dass eine ausschließliche Belegung der Wohnungen mit 

Personen, die durch Marktzutrittsprobleme gekennzeichnet sind, vermutlich zu 

einer Ghettobildung führen würde.40 

3.3 Kapitel-Fazit 

Abschließend ist schwer zu sagen, welche Möglichkeit im Endeffekt die bessere 

ist. Vermutlich ist die beste Entscheidung gegeben, wenn eine Mischung des 

Marktes durch Auftreten beider Formen vorliegt. Eine ausschließliche Privatisie-

rung erscheint nicht besonders gerecht, da sozial benachteiligte Personen ver-

mutlich zu einem großen Teil weiterhin chancenlos bleiben angemessenen 

Wohnraum zu finden. Andererseits gibt es auch private Unternehmen, die großen 

Wert auf eine gute Bewirtschaftung und Erhaltung der Wohnungen legen. Diese 

sind darauf bedacht, ein gutes Klima zu wahren und mit Maßnahmen zur Quar-

tiersstabilisierung dem Entstehen von Problemvierteln entgegenzuwirken. Leider 

kann dies nicht von jedem privaten Konzern behauptet und verlangt werden, da 

eben Investoren zumeist nur an kurzfristigen und relativ hohen Renditen interes-

siert sind. So bleibt es im Ergebnis notwendig, dass eben diese benachteiligten 

Personen von den kommunalen Wohnungsgesellschaften aufgefangen werden. 

 

                                                
40 Vgl. Gericke 2006, S. 13. 
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4 Die WOBA Dresden GmbH 

4.1 Geschichte/ Entstehung der WOBA Dresden GmbH 

Der Konzern WOBA Dresden GmbH war bis zu dessen Verkauf ein recht junges 

Unternehmen, da er in dieser Erscheinungsform erst am 16.07.2003 aufgrund 

eines Stadtratsbeschlusses als Holdinggesellschaft gegründet wurde. Die Stadt 

Dresden war bis zur Veräußerung alleiniger Gesellschafter. Entsprungen war 

diese den Gesellschaften der Wohnbau Nordwest GmbH, der Südost WOBA 

Dresden GmbH und der STESAD GmbH, welche zur Zeit der Gründung noch 

unter dem Namen STESAD Immobilien GmbH geführt wurde.41 

Bis zur Wiedervereinigung im Jahre 1989 verwalteten die damals existierenden 

volkseigenen Wohnungsbaubetriebe der DDR die städtischen Immobilien. 

Schließlich gingen diese Besitztümer durch den Einigungsvertrag im Jahre 1990 

in das Vermögen der Kommunen über. Dieser Vertrag sollte dazu beitragen, die 

Wohnungsbestände materiell zu privatisieren und verpflichtete die Kommunen in 

der Folgezeit die erhaltenen Wohnimmobilien in eine soziale und marktwirtschaft-

liche Wohnungswirtschaft zu übertragen. Die materielle Privatisierung sollte da-

bei gewährleisten, dass die Wahrnehmung der gemeindlichen Aufgaben dann 

durch Private erfolgt42. Jedoch blieb es in Dresden, wie fast im ganzen Osten 

Deutschlands, bei einer formellen Privatisierung. Demnach verblieben die Woh-

nungen in Form der Wohnungsgesellschaften im kommunalen Vermögen43. 

Dresden gründete dazu die beiden Unternehmen Wohnbau Nordwest GmbH und 

Südost WOBA Dresden GmbH. Das damals geltende Kommunalrecht verfolgte 

dabei die Richtung, dass ein kommunales Unternehmen nur eine bestimmte Ma-

ximalanzahl an Wohnungen verwalten sollte. Deshalb war es nötig für Dresden 

zwei Unternehmen zu gründen. Erst im Laufe der Zeit fiel diese Bestimmung 

weg. Das eröffnete rechtlich gesehen die Möglichkeit eine Holdinggesellschaft 

gründen zu können, wie es dann im Jahre 2003 geschah.44 

Die STESAD GmbH wurde zuvor am 05.05.1992 als „Stadtentwicklungs- und 

Stadtsanierungsgesellschaft Dresden mbH“ gegründet. Sie verfolgte das Ziel der 

baulichen Entwicklung der Stadt Dresden und war hauptsächlich für die Sanie-

rung der Äußeren Neustadt städtebaulich verantwortlich. Im Jahr 2000 stellte 

sich die STESAD GmbH neu auf und verstand sich danach vor allem als leis-

tungsfähiger Komplettdienstleister. Zu den neu geschaffenen Aufgabengebieten 

                                                
41 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 61. 
42 Vgl. Kaufmann, 2014, S. 109. 
43 Ebd. 
44 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 61f. 
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zählten unter anderem die Stadt- und die Projektentwicklung sowie das Projekt- 

und Immobilienmanagement.45 

4.2 Wohnimmobilienbestand 

„Die WOBA DRESDEN [war] der größte Anbieter für Wohnungen [...] in allen 

Stadtteilen Dresdens“46. Dies verdeutlicht gut, wie bedeutend die Wohnungsge-

sellschaft für die Stadt Dresden war. Aufgrund der Wohnungsgesellschaft als 

leistungsstarken Partner war die Stadt in der Lage, viele städtebaulich relevanten 

Konzepte durchzuführen und damit zur Urbanität und Aufwärtsentwicklung der 

Stadt beizutragen. Vor allem sollte sie nachhaltig auf die Stabilisierung und Ent-

wicklung des Wohnimmobilienmarktes der Stadt Dresden einwirken und dabei 

dennoch Gewinne erwirtschaften mit der Prämisse der Wahrung der sozialen 

Verantwortung.47 

Mit etwa 48000 unternehmenseigenen Wohnungen zählte die WOBA zu den 

größten Wohnungsunternehmen innerhalb Deutschlands. Ihre Aufgaben bestan-

den vor allem in der Verwaltung, der Werterhaltung und wertorientierten Weiter-

entwicklung der Bestände. Diese Hauptaufgabe war mit städtebaulichen, woh-

nungs- und arbeitsmarktpolitischen Teilzielen verbunden.48 

Der Bestand an Wohnungen belief sich am 31.12.2004 auf 47829 Einheiten49. Er 

setzte sich aus Alt- und Plattenbauten zusammen, welche über das gesamte 

Stadtgebiet verteilt waren. Ein Großteil der Wohnungen war jedoch aus DDR-

Zeiten wie folgende Aufschlüsselung genauer darlegt. Dementsprechend wurden 

rund 15% der Wohnungen vor 1945 erbaut, ca. 22% zwischen 1945 und 1966 

und etwa 60% in der Zeit zwischen 1967 und 1989. Lediglich 3% des damaligen 

WOBA Bestandes waren nach 1990 erbaut wurden.50  

Die Wohnungsgrößen entsprachen in etwa denen des Marktdurchschnittes. Bei 

1-Raum-Wohnungen hingegen konnte die WOBA einen größeren Bestand als 

der Dresdner Markt vorweisen. Dies war bedingt durch die Struktur des Bestan-

des aus der Zeit vor der Wiedervereinigung, da ein wesentlich größerer Teil an 

Wohnungen mit dieser Größe erbaut wurde. In der Folge wurde der Anteil von 

                                                
45 Ebd., S. 62. 
46 Ebd. 
47 Ebd., S. 63. 
48 Ebd., S. 64f. 
49 Ebd., S. 68. 
50 Vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 24. 
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Einraumwohnungen durch die Zusammenlegung mit anderen Wohnungen ver-

kleinert.51 

Die Sanierung der Altbestände wurde im Laufe der Zeit ebenfalls vorgenommen, 

um die Vermietbarkeit und das Erzielen von Mieten in angemessener Höhe zu 

sichern. So waren zum 31.12.2004 etwa 37% des Bestandes vollsaniert bzw. 

neu erbaut worden, weitere 29% waren teilsaniert und die restlichen 34% unsa-

niert52. Diese unsanierten Wohnungen sollten in der Folge jedoch den Marktan-

forderungen entsprechend erneuert werden. Dahingehend war die WOBA auch 

bereit, weitere Investitionen vorzunehmen, um dem Werteverzehr der Wohnun-

gen entgegenzuwirken und so die Vermietung der Wohnungen langfristig zu si-

chern. Nach der Entscheidung für die Veräußerung wurden geplante Investitio-

nen auf ein Mindestmaß heruntergefahren und begonnene Maßnahmen zu Ende 

geführt.53 

Auch die Wohnungsbestände der WOBA Dresden GmbH waren von erheblichem 

Leerstand betroffen, so standen etwa 21% der fast 48000 Wohnungen Anfang 

2004 leer. Dabei waren 39,1% der leerstehenden Wohnungen unsaniert, 20,3% 

teilsaniert und 6,5% vollsaniert bzw. neugebaut54. Wie man daran erkennt, waren 

die Wohnungen, die nicht modernisiert waren weitaus höher von Leerstand be-

troffen als die teil- oder vollsanierten Bestände. Die große Leerstandsquote der 

WOBA lag weit über der des übrigen Dresdner Wohnungsmarktes, welche nach 

Angabe der Stadt Dresden bei etwa 13% lag. Ursächlich dafür ist der große Be-

stand an DDR-Plattenbauten, welcher zum einen in unattraktiven Stadtgebieten 

erbaut wurde und zum anderen zu einem gewissen Teil auch unsaniert war und 

damit nicht zur Vermietung zur Verfügung stand. Weiterhin wurden Altbauten in 

schönen, zentral gelegenen Wohnlagen durch andere Anbieter saniert oder Neu-

bauten errichtet. Dieses Angebot an attraktiveren Wohnungen machte es der 

WOBA zunehmend schwer, die Plattenbauten zu vermieten. Die betroffenen Ge-

biete waren in der Folge durch große Bevölkerungsabwanderung gekennzeich-

net. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, wollte die WOBA bis Ende 2007 

eine festgelegte Vermietungsquote erreichen, welche in den sanierten Beständen 

bei 95% und im Gesamtbestand bei 85% liegen sollte55.56 

                                                
51 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 69f; WOBA Dresden GmbH 2004, S. 24. 
52 Vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 25. 
53 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 70f. 
54 Vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 26. 
55 Ebd., S. 27. 
56 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 71. 
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Für den Wohnimmobilienbestand, der nicht für die Sanierung in Frage kam und 

auch sonst durch eher mäßige Verwertungsmöglichkeiten gekennzeichnet war, 

bestand das Ziel darin, diese Wohnungen gewinnbringend zu veräußern und 

dabei von der Übernahme durch so genannte Billiganbieter, die nur an kurzfristi-

gen Gewinnen interessiert sind, abzusehen. Die WOBA wollte damit kurzfristig 

ihre Liquidität steigern und langfristig die Bestandsarrondierung vorantreiben.57 

4.3 Mietpreise 

Zum Mietpreis kann festgehalten werden, dass die WOBA Dresden GmbH unmit-

telbar vor ihrer Veräußerung im Durchschnitt 4,29 EUR/m2 für ihre Wohnungen 

einnahm. Dieser Preis pro Quadratmeter entsprach in dieser Höhe dem damali-

gen Mietniveau innerhalb des Dresdner Stadtgebiets.58 

 

                                                
57 Ebd., S. 73. 
58 Ebd., S. 75; vgl. WOBA Dresden GmbH 2004, S. 30. 
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5 Verkauf der WOBA Dresden GmbH 

Wie bereits bekannt ist, entschied man sich im Stadtrat für den Verkauf der 

WOBA Dresden GmbH. In dem folgenden Kapitel sollen zuerst einmal die Hin-

tergründe für den Verkauf dargestellt werden. Anschließend stehen die beteilig-

ten Interessengruppen und der Stadtrat selbst im Fokus, wodurch auch ein Ein-

blick in die jeweiligen Verkaufsvorstellungen der einzelnen Parteien gegeben 

werden soll. Außerdem soll der Entscheidungsfindungsprozess anhand der statt-

gefundenen Stadtratssitzungen aufgezeigt werden, welcher schließlich zum Ver-

kauf der WOBA führte. In diesem Zusammenhang wurde die Dresdner Sozial-

charta ausgehandelt, welche in diesem Kapitel ebenfalls vorgestellt werden soll. 

Im Anschluss daran werden die Eckdaten des Verkaufs dargelegt und festge-

stellt, welche positiven und negativen Effekte dieser mit sich brachte. 

5.1 Gründe für den Verkauf 

Der Entschluss einer Gemeinde ihre kommunale Wohnungsgesellschaft zu ver-

kaufen, kann die unterschiedlichsten Ursachen haben. Aufgabe dieses Kapitels 

soll es sein, diese Hintergründe aufzulisten, um dem Leser die Möglichkeit zu 

geben, die Beweggründe der Entscheidung zu verstehen und anschließend 

nachvollziehen zu können. 

Für Dresden sollten zu Beginn der Debatte drei Möglichkeiten zur Aktivierung 

des Vermögens durch ein Beratungsunternehmen geprüft werden. Zur Auswahl 

standen dabei der Verkauf von Anteilen des Unternehmens, die Paketveräuße-

rung von Grundstücken und Wohnungen oder die Option der Aufnahme eines 

Kredites durch die WOBA. Durch das beratende Unternehmen wurde im Verlauf 

der Verhandlungen der Komplettverkauf der Gesellschaft vorgeschlagen, obwohl 

diese Alternative eigentlich nie geprüft werden sollte.59  

Der Hauptgrund für derartige Komplettveräußerungen ist zumeist in der finanziel-

len Notlage und der daraus resultierenden hohen Verschuldung der Gebietskör-

perschaften zu sehen. So wurde es für die Kommunen in der Vergangenheit zu-

nehmend schwieriger, aufgrund ihrer mehr oder minder großen Haushaltsdefizi-

te, die Wahrnehmung ihrer Pflichtaufgaben weiterhin gewährleisten zu können. 

Dabei ist anzumerken, dass die Optimierung der finanziellen Lage in den Kom-

munen nur sehr eingeschränkt möglich ist, da sich die Handlungsmöglichkeiten 

anlässlich der geringen steuerpolitischen Freiheit fast ausschließlich auf das Er-

höhen von Hebesätzen und das Ausweisen neuer Baugebiete begrenzt. Um die-

                                                
59 Vgl. Ruge 2006, S. 12. 
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ser Finanzproblematik entgegenzuwirken, fassten viele der Gebietskörperschaf-

ten in der Vergangenheit den Entschluss, ihr kommunales Vermögen zu verkau-

fen. Die Privatisierungen des kommunalen Eigentums dienten somit z.B. dem 

Tilgen von Kreditschulden oder entlasteten die Kommunen, indem die Wahrneh-

mung bestimmter Aufgaben nun durch Private vorgenommen wurde. Deshalb 

wurden für den Verkauf von kommunalem Vermögen vorrangig Bestände aus-

gewählt, die nicht für die Wahrnehmung von Pflichtaufgaben erforderlich waren. 

In der Folge waren hauptsächlich die Bereiche der kommunalen Daseinsvorsor-

ge von entsprechenden Veräußerungen berührt. So zum Beispiel der Verkauf 

von kommunalen Wohnungsbeständen bzw. kommunalen Beteiligungen an 

Wohnungsunternehmen, um die finanzielle Notlage der Haushalte zu verbessern. 

Da es sich bei dieser Tätigkeit nicht um eine Pflichtaufgabe der Kommunen han-

delt und die Veräußerung damit eine Möglichkeit darstellt, um die eigentlichen 

Kernaufgaben weiterhin wahrnehmen zu können.60 

Eine weitere Ursache kann beispielsweise in der von der damaligen Bundesre-

gierung verabschiedeten Steuerreform gesehen werden, welche Steuerbefreiun-

gen für die Erlöse aus Beteiligungsveräußerungen vorsah. Doch nicht nur diese 

Reform führte zu einer größeren Bereitschaft der Gebietskörperschaften kommu-

nale Wohnungsbestände zu verkaufen. Vielmehr existierte ohnehin die Meinung, 

dass Wohnungen der ausgeglichenen Wohnungsmärkte bzw. Wohnungen der 

Wohnungsmärkte mit einem Überangebot ohne negative Folgen für Mieter/-innen 

oder Stadt- und Quartiersentwicklung an Investoren verkauft werden könnten. 

Diese Annahme ergab sich aus den vereinbarten Sozialchartas, welche die Mie-

ter/-innen schützen sollten. In der Folgezeit stellte sich dies jedoch als Trug-

schluss heraus. Obendrein sollte das durch die Verkäufe erhaltene Geld den 

Neubau und die Modernisierung von Wohnimmobilien in Deutschland fördern. Mit 

dem Know-how der externen Unternehmen sollte sich bei den Wohnungsunter-

nehmen eine gewisse Effizienzsteigerung bemerkbar machen. Dies bewahrheite-

te sich in der Folge jedoch nicht, da die Finanzierung der gekauften Wohnungs-

gesellschaften überwiegend durch Fremdkapital stattfand. Die daraus entstande-

nen Schulden gingen jedoch nicht auf den Käufer über sondern wurden in die 

Bilanzen der Gesellschaften übernommen.61 

  

                                                
60 Vgl. Kaufmann 2014, S. 108f. 
61 Vgl. Freitag 2013, S. 82f. 
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Die Veräußerung der kommunalen Wohnungsbestände wurde durch viele weite-

re kleine Marktstimulationen vorangetrieben. Diese existieren sowohl auf der An-

bieterseite als auch auf Nachfragerseite. Auf Seite der Gebietskörperschaften 

(Anbieterseite) konnten dabei die Bereitwilligkeit der Kommunen zum Verkauf 

großer Immobilienportfolios und gesellschaftspolitische Gegebenheiten, wie die 

Abschaffung des Wohngemeinnützigkeitsgesetzes im Jahre 1990 und die Aus-

wirkungen des Altschuldenhilfegesetzes (1993) im Osten Deutschlands, erkannt 

werden. Auch auf der Seite der Nachfrager führte die Entdeckung des deutschen 

Wohnungsmarktes mit seinen - im internationalen Vergleich gesehenen - niedri-

gen Immobilienpreisen zu einer großen Bereitschaft des Eigentumserwerbs 

durch entsprechende Investoren.62 

Auch Dresden war von den oben genannten Gründen beeinflusst, um schließlich 

den Entschluss zur Veräußerung der WOBA GmbH zu treffen. Hinzu kam, dass 

auch Dresden seine Eigenständigkeit hinsichtlich der Pflichtaufgabenwahrneh-

mung wahren wollte. Mit dem Verkauf konnte man in der Stadtverwaltung die 

Haushaltskonsolidierung erreichen und der Fremdverwaltung der Finanzen durch 

das zuständige Regierungspräsidium entkommen. Darüber hinaus konnte sich 

Dresden mit der Entschuldung von jährlichen Zinszahlungen in Höhe von ca. 70 

Mio. EUR befreien. Es ermöglichte der Stadt, ihre Gestaltungsaufgaben wieder 

wahrzunehmen, was aufgrund der Haushaltszwänge vorher nicht mehr möglich 

gewesen war. Beispielsweise konnten die Gelder nach dem Verkauf in die Infra-

struktur gesteckt werden oder für Stadterneuerungsmaßnahmen verwendet wer-

den63.64 

5.2 Die Zusammensetzung des Stadtrats 

Die Wahlen für den damaligen Dresdner Stadtrat fanden am 13.06.2004 statt. 

Den Wahlsieg konnte die CDU erringen und bekam dafür 21 der 70 Sitze im 

Stadtrat. An zweiter Stelle stand die PDS und erlangte mit diesem Wahlergebnis 

17 Sitze. Hinter ihr befanden sich in absteigender Reihenfolge die Grünen mit 9 

Sitzen, die SPD mit 8 Sitzen und die FDP mit 5 Sitzen. Der Rest der Stadtratssit-

ze wurde unter den kleineren Parteien und Wahlvereinigungen aufgeteilt. Um 

eine Mehrheitsentscheidung zu erlangen, waren 36 Stimmen notwendig, welche 

durch verschiedene Abstimmungskonstellationen erreicht werden konnten. Die 

rechnerischen Stadtratsmehrheiten hätten wie folgt ausgesehen: 

  
                                                
62 Vgl. Kaufmann 2014, S. 109. 
63 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 31-32 2005, S. 5. 
64 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 5-8. 
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- CDU, PDS, SPD: Gesamtstimmen=46; Stimmanteil=65,7% 

- PDS, SPD, Grüne, FDP: Gesamtstimmen=39; Stimmanteil=55,7% 

- CDU, SPD, Grüne: Gesamtstimmen=38; Stimmanteil=54,3% 

- CDU, PDS: Gesamtstimmen=38; Stimmanteil=51,4%. 

Weitere Mehrheitskonstellationen wären durchaus denkbar gewesen aber nur 

schwer einschätzbar, aufgrund der Einbeziehung der kleineren Gruppierungen 

innerhalb des Stadtrats.65 

5.3 Weitere Interessengruppen 

Der Verkauf der WOBA Dresden GmbH gestaltete sich recht schwierig, da er von 

einem unübersichtlichen Interessenspektrum geprägt war. So waren viele Vertre-

ter und Anspruchsberechtigte involviert, die alle unterschiedliche Erwartungen, 

Ansprüche und Einflussmöglichkeiten hatten. Beispielhaft sollten da die Mieter 

und die Mitarbeiter der WOBA genannt werden, die direkt von der Veräußerung 

betroffen waren. Aber auch die Öffentlichkeit, die Medien, weitere Bürgergruppie-

rungen, der Freistaat Sachsen und andere politische Parteien und Vereinigungen 

konnten Einfluss auf die Veräußerung nehmen. Deshalb mussten die verschie-

denen Interessen der betroffenen Personengruppen, egal ob diese direkt oder 

indirekt auf die Veräußerung einwirken konnten, dennoch beachtet werden. Vor 

allem musste verstanden werden, dass es sich bei einer kommunalen Woh-

nungsgesellschaft nicht nur um ein wirtschaftliches Gut für die Gemeinde han-

delt, sondern die Wohnungen für die Mieter ein soziales Gut darstellten.66 

5.4 Verkaufsvorstellungen der einzelnen Interessengruppen und Parteien 

Hierzu muss eine Differenzierung hinsichtlich der einzelnen Parteien innerhalb 

des Dresdner Stadtrats geschehen. Zusätzlich müssen aber auch die weiteren 

Interessengruppen außerhalb des Stadtrats mit in diese Betrachtung einbezogen 

werden. Weiterhin ist wichtig anzumerken, dass ein Gesamtverkauf der WOBA 

Dresden GmbH nicht von Anfang an zur Debatte stand. Im Gegenteil vorrangig 

bestand die Meinung, dass ein Teilverkauf wesentlich sinnvoller sei. „In der 

Stadtratssitzung vom 24.02.2005 wurde dieses Thema intensiv diskutiert und in 

Folge dieser Debatte der Beschluss zum Teilverkauf mit 48:17 abgelehnt“67. 

  

                                                
65 Ebd., S. 52f. 
66 Ebd., S. 57f. 
67 Ebd., S. 58. 



 32 

Bei der Betrachtung der einzelnen Interessengruppen soll der Blick zuerst auf die 

unterschiedlichen Fraktionen innerhalb des Stadtrats gerichtet werden. Dabei 

kann man feststellen, dass die treibende Kraft die CDU war, weil sie dem Verkauf 

der WOBA einstimmig zustimmte und keinerlei negative Haltungen gegenüber 

diesem Vorhaben hatte68. Die Ansichten waren denen der Finanzverwaltung der 

Stadt Dresden sogar sehr ähnlich, welche davon geprägt waren, die hohe Ver-

schuldung des Haushalts minimieren zu wollen. Die große Interessenüberein-

stimmung war in gewisser Weise der Tatsache geschuldet, dass der Finanzbür-

germeister Herr Vorjohann ebenfalls der CDU angehörte. Die PDS war hinsicht-

lich der Entscheidung eher gespalten. Jedoch war der größere Teil für eine Mobi-

lisierung des WOBA-Vermögens. Weshalb eine Bündelung des Vermögens in 

einem Immobilienfond angestrebt wurde. Darüber hinaus organisierte die PDS 

Bürgerversammlungen und stand der Initiierung eines Bürgerbegehrens positiv 

gegenüber. Die Fraktion der Grünen lehnte die Veräußerung von Anfang an ab 

und stimmte einheitlich gegen diese69. Die Pläne der Stadtverwaltung wurden in 

der Folge als unrealistisch zurückgewiesen.70 

Die SPD-Fraktion hatte mit ihren 8 Sitzen eine eher geringe Entscheidungs-

macht. Hinsichtlich der möglichen Koalitionen hatte sie an Bedeutung verloren. 

Der WOBA-Verkauf wurde von ihr kritisch gesehen bzw. in Hinblick auf eine 

Komplettveräußerung sogar abgelehnt. Der Verkauf erschien den SPD-

Stadträten als unrealistisch und die entsprechenden Entwürfe der Stadtverwal-

tung hätten fachliche Mängel enthalten71. Anders als von einer FDP-Fraktion er-

wartet, nahm auch diese hinsichtlich des geplanten Vorhabens eine eher kriti-

sche Position ein. Eine Stimmenabgabe für die Veräußerung erschien somit als 

äußerst unwahrscheinlich. Als Grund dafür gab die Fraktion an, dass sich zur 

damaligen Zeit auf dem Immobilienmarkt keine guten Preise für den Verkauf ei-

ner Wohnungsgesellschaft ergeben hätten72.73  

Um für die Stadt Dresden die erforderlichen Mittel für die Haushaltskonsolidie-

rung bereitzustellen, machte die WOBA Dresden GmbH den Vorschlag diese 

durch Aufnahme eines Kredites zu erbringen. Der Vorstand der WOBA kommu-

nizierte, dass Anteile des Unternehmens veräußert werden könnten. Der Verkauf 

von Wohnungsbeständen wurde jedoch abgelehnt, da es so schwierig wäre den 

Erwartungen der Stadt, der Mieter und der Mitarbeiter gerecht zu werden. Inner-
                                                
68 Vgl. Hoffsommer 2006, S. 34. 
69 Ebd. 
70 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 59. 
71 Ebd. 
72 Ebd. 
73 Ebd., S. 54. 
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halb der Stadtverwaltung wurde ein Teilverkauf priorisiert. Wie dieser jedoch er-

folgen sollte, war nicht abschließend geklärt. Zur Auswahl stand zum einen der 

Verkauf von Wohnungsbeständen und zum anderen der Verkauf von Anteilen an 

der Wohnungsgesellschaft.74 

Der Mieterverein Dresden und Umgebung e.V. gab seine Bedenken bezüglich 

der Veräußerung in einer Pressemitteilung im Jahre 2005 infolge der veranlass-

ten Einwohnerversammlungen bekannt. In den Versammlungen stellte der Fi-

nanzbürgermeister Hartmut Vorjohann die finanzielle Notlage und die Hinter-

gründe der Entscheidung ausführlich dar und debattierte mit den Bürgern in ei-

nem zweiten Punkt umfassend über die städtebaulichen und sozial relevanten 

Verhandlungsziele, die dann mit in die Verkaufsverhandlungen aufgenommen 

wurden75. Der Mieterverein kritisierte in diesem Zusammenhang die Argumente 

der Stadt Dresden für den Verkauf der WOBA stark, da diese seiner Meinung 

nach nicht überzeugend gewesen wären. Weiterhin wurde bemängelt, dass die 

nachhaltige Sicherung des Dresdner Haushalts fraglich wäre und die Veräuße-

rung nur zu einer kurzfristigen Liquidität geführt hätte. Dadurch wäre die Stadt-

kasse nur für kurze Zeit entlastet und das kommunale Vermögen unwiderruflich 

verloren gewesen. Damit der Erwerber die erwartete Rendite hätte erwirtschaften 

können, hätten die Mieter entsprechende Mieterhöhungen in Kauf nehmen und 

mäßige Instandhaltungsmaßnahmen und Investitionen akzeptieren müssen. 

Auch hätte der Käufer mit Erwerb der Wohnungen die marktführende Rolle auf 

dem Dresdner Wohnungsmarkt eingenommen, so dass dieser nachhaltig beein-

flusst worden wäre. Weiterhin wurde in dieser Presseinformation angemerkt, 

dass die Stadtverwaltung Dresden in der Folge nicht mehr in der Lage gewesen 

wäre, ihren Fürsorgepflichten in puncto Belegungsrechten nachzukommen. Infol-

gedessen müssten diese mit Ablauf der vertraglichen Bindungen für entspre-

chend hohe Preise eingekauft werden. Schließlich wurde ein Bürgerbegehren 

initiiert, um den Verkauf zu verhindern. Jedoch blieb dieses aufgrund der fehlen-

den benötigen Stimmenanzahl erfolglos. Verwunderlich war das Scheitern aller-

dings nicht, da lediglich 17% der Dresdner Bevölkerung in Wohnungen der 

WOBA Dresden GmbH lebten. Für die breite Masse der Dresdner hatte die Ver-

äußerung demnach keine Relevanz.76 

                                                
74 Ebd., S. 58f. 
75 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 30 2005, S. 8. 
76 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 59f. 



 34 

5.5 Entscheidungsfindungsprozess des Stadtrats 

Der Entschluss zum Verkauf der kommunalen Wohnungsgesellschaft Dresdens 

wurde nicht an einem Tag gefasst. Im Gegenteil, es fanden viele Diskussionen 

bezüglich dieses brisanten Themas im Stadtrat und auch außerhalb dieses Or-

gans statt. In diesem Teilkapitel soll allerdings nur der Prozess der Entschei-

dungsfindung anhand der einzelnen Stadtratssitzungen näher betrachtet werden. 

Stadtratssitzung vom 24.02.2005 

Die Stadtratssitzung vom 24.02.2005 kann als Beginn der ganzen Debatte um 

die Veräußerung der Dresdner WOBA GmbH gesehen werden. Wie in Kapitel 

5.1 angedeutet, sollte die Stadt Dresden ihre Möglichkeiten prüfen, inwiefern sie 

in der Lage sei, ihre Haushalte der kommenden Jahre, das heißt von 2005 bis 

2008, finanzieren zu können. Dafür war es damals notwendig, wenigstens 136 

Mio. EUR aufzubringen. In einem Vergabeverfahren sollte deshalb ein kompeten-

tes Beratungsunternehmen gefunden werden. Die Entscheidung wollte der Stadt-

rat jedoch eigenständig fassen, da für die Stadt Dresden vor allem die Steue-

rungs- und Handlungsfähigkeit bei sozialen und städtebaulichen Angelegenhei-

ten gewährleistet bleiben sollte. Im Verlauf festigte sich die Idee, dass man die 

WOBA in diesem Zuge verkaufen könnte. Erste Anzeichen dafür wurden im März 

des Jahres 2005 deutlich, als ein Lenkungsausschuss geschaffen wurde. Der 

Ausschuss bestand aus dem Oberbürgermeister, dem Bürgermeister für Finan-

zen und Liegenschaften, Vertretern des zuvor ausgewählten Beratungsunter-

nehmens, den zwei Geschäftsführern der WOBA Dresden GmbH, Vertretern des 

Betriebsrates und je einem Stadtrat der vorhandenen Fraktionen. Durch Ratsbe-

schluss wurde festgehalten, dass die mit der Veräußerung freiwerdenden Mittel 

ausschließlich für investive Maßnahmen verwendet werden sollten.77 

Stadtratssitzung vom 19.05.2005 

Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung wurden dann die Berater, welche die Aktivie-

rung des Vermögens der WOBA Dresden GmbH vollziehen sollten, bestimmt78. 

Dabei wurde die Bietergemeinschaft Deutsche Bank AG/ Sozietät Freshfields 

Bruckhaus Deringer (Rechtsanwaltskanzlei) ausgewählt79. 

  

                                                
77 Ebd., S. 87. 
78 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 19 2005, S. 9. 
79 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 22 2005, S. 12. 
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Stadtratssitzung vom 23.06.2005 

Am 23.06.2005 wurde in der Stadtratssitzung vereinbart, dass mindestens 74,9% 

der Anteile an der WOBA Dresden GmbH veräußert werden könnten. Diese Ent-

scheidung sollte die Basis für den späteren Komplettverkauf werden, da Dresden 

somit in der Lage war, bis zu 100% der Anteile am Unternehmen zu verkaufen. 

Zudem sollten auch die Konsolidierungsziele des Regierungspräsidiums Dresden 

erreicht werden, wobei die Erlöse zur Schuldenfreiheit der Stadt Dresden beitra-

gen sollten. Weiterhin wurde in dieser Sitzung festgelegt, dass der Oberbürger-

meister zusammen mit dem zuvor gegründeten Lenkungsausschuss und den in 

der Sitzung vom 19.05.2005 bestimmten Beratern, eine neue mögliche Strategie 

zur Veräußerung des WOBA-Vermögens zu erarbeiten habe. In diesem Zusam-

menhang wurde der Oberbürgermeister dazu angehalten, die Vorschläge zur 

Aktivierung des WOBA-Vermögens bis zur nächsten Sitzung am 14.07.2005 den 

Stadträten zukommen zu lassen, damit diese in der Lage waren, eine Entschei-

dung zu fällen. Außerdem sollte der Stadtrat in regelmäßigen Abständen über 

das Verfahren informiert werden. Im Folgenden sollten hierbei die Steuerungs- 

und Handlungsmöglichkeiten der Stadt Dresden in Form der Stadtentwicklung, 

der Wirtschaftsförderung, der Bereitstellung von Wohnungen für sozial benach-

teiligte Personen und der wirtschaftlichen Risikostreuung der WOBA Dresden 

GmbH gewahrt bleiben. In einem letzten Punkt innerhalb dieses Tagesordnungs-

punktes wurde der Lenkungsausschuss um ein Mitglied aus dem Mieterverein 

Dresden e.V. ergänzt.80 

Stadtratssitzung vom 14.07.2005 

Der 6. Tagesordnungspunkt dieser Stadtratssitzung befasste sich mit dem Ver-

kauf der WOBA Dresden GmbH81. Der Lenkungsausschuss war zuvor zu dem 

Ergebnis gelangt, dass die Komplettveräußerung der Wohnungsgesellschaft am 

besten sei, da „die Interessen der Stadt besser über den Kaufvertrag abzusi-

chern seien, als über eine Sperrminorität von 25,1%“82. Wie bereits bekannt, 

wurde in dieser Stadtratssitzung die 100%ige Veräußerung der WOBA Dresden 

GmbH endgültig entschieden. Doch stellt sich die Frage zwischen welchen Alter-

nativen der Stadtrat gewählt hat. Folgend sollen die wichtigsten Varianten aufge-

listet werden. Die erste Möglichkeit bestand in dem Verkauf von 74,9% der Antei-

le des Unternehmens. Wie oben beschrieben wäre der Stadt Dresden somit eine 

Sperrminorität von 25,1% geblieben. Im Vergleich zu den anderen Möglichkeiten 

                                                
80 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 26 2005, S. 11. 
81 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 27 2005, S. 10. 
82 Dresdner Amtsblatt Nr. 28 2005, S. 6. 
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hätte man mit dieser Variante nur einen geringen Erlös erzielen können, da der 

Käufer im Vergleich zu den anderen Verkaufsalternativen mehr Kompromisse 

hätte eingehen müssen, um eventuellen Vorstellungen der Stadtverwaltung ge-

recht zu werden. Dies hätte wiederrum dazu geführt, dass die Bereitschaft des 

Erwerbers einen höheren Preis zu zahlen, relativ gering ausgefallen wäre. Eine 

weitere Alternative wäre der Verkauf von Gesellschaftsanteilen zwischen 75% 

und 100% gewesen. Eine Sperrminorität hätte Dresden damit nicht mehr gehabt, 

dennoch hätte die Stadt aufgrund weniger verbliebener Rechte Einfluss auf die 

Gesellschaft nehmen können. Beispielsweise hätte Dresden gegen Änderungen 

des Geschäftszwecks vorgehen können, hätte den Abschluss eines Beherr-

schungs- oder Gewinnabführungsvertrages blockieren können, hätte weiterhin 

einen Anspruch auf Gewinnbeteiligung und zu guter Letzt weitere Auskunfts- und 

Einsichtsrechte gehabt. Nach vorherigen Planungen der Stadt hätte der maximal 

zu erlangende Erlös bei etwa 740 Mio. EUR gelegen, was dem damaligen Markt-

preis der Wohnungsgesellschaft entsprach. Schlussendlich bestand die letzte 

Möglichkeit in der Gesamtveräußerung der WOBA Dresden GmbH. Bei dieser 

Variante hatte der Käufer die volle Kontrolle über das Unternehmen und konnte 

auch Veränderungen hinsichtlich des Geschäftszwecks oder in Hinblick auf Be-

teiligungen vornehmen. Die Stadt Dresden konnte bei dieser Alternative Erlöse 

über dem Marktwert des Konzerns erzielen und das, obwohl eine Sozialcharta 

vereinbart werden sollte. Aus heutiger Sicht darf nicht vernachlässigt werden, 

dass die Komplettveräußerung die nachhaltigste Möglichkeit war, um eine be-

ständige Haushaltskonsolidierung zu ermöglichen.83 

In der nächsten Stadtratssitzung war geplant „über die sozialen, städtebaulichen 

und wirtschaftspolitischen Ziele einschließlich der Konzepte zum Mieter- und Ar-

beitnehmerschutz“84 zu entscheiden. Deshalb wurde in dieser Sitzung die Erstel-

lung eines Kriterienkatalogs angeregt, welcher bis zum 15.09.2005 angelegt 

werden sollte, um diesen den Stadträten vorlegen zu können85. Die beschlosse-

nen Ziele sollten dann in den Verhandlungen mit den Erwerbern berücksichtigt 

werden. Weiterhin wurden die Ideen der Bürger und Mieter aus den Einwohner-

versammlungen gesammelt, um diese dem Stadtrat ebenfalls vorlegen zu kön-

nen. Den betroffenen Personen wurde somit die Möglichkeit geboten, an den 

Zielen der Veräußerungsverhandlungen unmittelbar partizipieren zu können.86 

  
                                                
83 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 88f. 
84 Dresdner Amtsblatt Nr. 31-32 2005, S. 4. 
85 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 28 2005, S. 6. 
86 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 31-32 2005, S. 4. 



 37 

Stadtratssitzung vom 22.09.2005 

Gemäß des 9. Tagesordnungspunktes der Stadtratssitzung vom 22.09.2005 soll-

ten „Unternehmerische Entscheidungen zum Konzern WOBA Dresden GmbH im 

Zuge der Veräußerung einschließlich der Dresdner-Sozial-Charta“87 im Fokus 

stehen. In diesem Zusammenhang sollte geklärt werden, wie mit der STESAD 

GmbH verfahren werden sollte, da diese als Sanierungsträger eine spezielle Rol-

le innerhalb Dresdens einnahm. Im Stadtratsbeschluss wurden entsprechende 

unternehmerische Entscheidungen zur STESAD GmbH festgehalten. So wurde 

beschlossen, dass die STESAD GmbH als Stadtentwicklungs- und Stadtsanie-

rungsgesellschaft durch Trennung der STESAD Immobilien GmbH in ein 

100%iges Tochterunternehmen der Stadt Dresden umgewandelt werden sollte. 

Dabei wurden die Aufgabengebiete der Sanierungs- und Entwicklungstätigkeit 

aus dem Zuständigkeitsbereich der WOBA Dresden GmbH entnommen und 

durch die neu gegründete Gesellschaft übernommen. Außerdem wurden die Jah-

resabschlüsse der einzelnen Gesellschaften festgestellt und bestätigt. Schließlich 

wurden in einem weiteren Punkt die Protokolle und Ergebnisse der Einwohner-

versammlungen zur Kenntnis genommen. Der entscheidendste Punkt innerhalb 

der Sitzung befasste sich schließlich mit der Dresdner Sozialcharta. Dabei wur-

den die einzelnen Punkte des Mieterschutzes, der sozialen Ziele, des Arbeit-

nehmerschutzes, der städtebaulichen Ziele, der wirtschaftlichen Ziele und die 

Sicherung der vertraglichen Zusagen einzeln besprochen und festgehalten.88 

Die Ausführungen zur Sozialcharta sollen an dieser Stelle nicht weiter untersucht 

werden, da sich das nächste Kapitel umfänglich damit auseinandersetzt. 

5.6 Dresdner Sozialcharta 

Mit der Stadtratssitzung vom 22.09.2005 wurde der Oberbürgermeister der Stadt 

Dresden dazu angehalten, die folgenden Punkte in den Veräußerungsverhand-

lungen mit den Erwerbern vertraglich festzuhalten. An erster Stelle stand dabei 

der Mieterschutz. Hierbei sollte den Mietern zuerst einmal ein Bestandsschutz 

hinsichtlich der bestehenden Mietverträge zugesprochen werden. Weiterhin soll-

ten Mieterhöhungen in den ersten fünf Jahren, eventuell auch in den ersten 10 

Jahren nicht möglich sein. Die Mieterhöhungen für Wohnungen durften im 

Durchschnitt für den Gesamtbestand pro Jahr nicht über 2% bis 3% des Lebens-

haltungskostenindexes liegen. Bei Wohnungen, die unter der ortsüblichen Ver-

gleichsmiete lagen, sollte der Erwerber dazu verpflichtet werden, die Mieterhö-
                                                
87 Dresdner Amtsblatt Nr. 37 2005, S. 6. 
88 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 39 2005, S. 14f.; Stadtratsbeschluss V0821-SR18-05 
2005, S. 1-6. 
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hungen auf allerhöchstens 70% der gesetzlich möglichen Erhöhung zu begren-

zen. In einem weiteren Punkt wurde ein zehnjähriger Schutz bei Eigenbedarfs-

kündigungen festgehalten. Sollten die Mieter von einem Abriss des bewohnten 

Wohnblocks betroffen sein, sollte ihnen die WOBA eine neue Wohnung zur Ver-

fügung stellen. Mieter, die älter als 60 Jahre alt oder schwerbehindert waren, 

sollten durch ein lebenslanges Wohnrecht geschützt werden. Weiterhin sollte die 

Mieterprivatisierung vorangetrieben werden, indem den Mietern die Möglichkeit 

eingeräumt wurde, ihre Wohnung mit einem Rabatt von 15% selbst erwerben zu 

können. Einzelvertraglich wurden Luxusmodernisierungen der Wohnungen aus-

geschlossen und die Instandhaltungsmaßnahmen sollten durch den neuen Ei-

gentümer fortgeführt werden. An zweiter Stelle wurden die sozialen Ziele berück-

sichtigt. Demnach sollten die Belegungsrechte für die nächsten zehn Jahre gesi-

chert werden, indem der Erwerber die Verträge nach § 2 Belegungsrechtsgesetz 

akzeptiert. Dabei wollte sich die Stadt Dresden die Möglichkeit offenhalten, diese 

Verträge für jeweils fünf Jahre, nach erfolgtem Bedarfsnachweis, verlängern zu 

können. In diesem Zusammenhang wurden dann 8000 Wohnungen in verschie-

denen Größen und Stadtteilen für entsprechende Belegungszwecke vorgehalten. 

Der Käufer sollte sich mit dem Erwerb der Wohnungen weiterhin zur Sanierung 

eines bedarfsgerechten Anteils an alters- und behindertengerechten Wohnraum 

verpflichten. Als nächster Punkt wurde der Arbeitnehmerschutz in der Sozialchar-

ta berücksichtigt. Hier wurde der dreijährige Schutz vor betriebsbedingten Kündi-

gungen bzw. die Verpflichtung zum Abschluss eines Haustarifs gefordert. Im 

Endeffekt ergab sich für die Angestellten ein fünfjähriger Kündigungsschutz. Im 

nächsten Abschnitt fand die Betrachtung der städtebaulichen Ziele statt. Hierbei 

wurde der Käufer dazu verpflichtet, die gesetzlichen und vertraglichen Bedingun-

gen im Gebiet der städtebaulichen Entwicklung Dresdens zu gewährleisten und 

im Rahmen des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes aktiv mitzuwirken. In 

diesem Zusammenhang sollte dieser auch das Rückbauprogramm der WOBA 

weiter fortführen. Der nächste Aspekt beinhaltete die wirtschaftlichen Ziele. Auch 

hierbei wurden dem zukünftigen Erwerber einige verbindliche Vorgaben ge-

macht. So wurde zum Beispiel festgelegt, dass sich der Unternehmenssitz der 

WOBA Dresden GmbH weiterhin in Dresden befinden solle. Dabei sollte sie auch 

ein wohnungserhaltendes und wohnungsbewirtschaftendes Unternehmen blei-

ben. Dem Käufer wurden außerdem Einschränkungen hinsichtlich der Veräuße-

rung von WOBA-Anteilen und dem Verkauf von größeren Wohnungsbeständen 

gemacht. Ferner wurde festgehalten, dass ein Mindestbestand von 35000 Woh-

nungen für die nächsten zehn Jahre gehalten werden müsste. Zudem sollten die 
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örtlichen kleinen und mittleren Unternehmen bei der Vergabe von Bauleistungen 

vorrangig behandelt werden. Sollte der künftige Erwerber einen Weiterverkauf 

beabsichtigen, besteht die Andienungspflicht der Stadt Dresden. Dabei sollte die 

Frist für das Erwerbsrecht sechs Monate betragen. Zu guter Letzt wurden die 

vertraglichen Zusagen abgesichert. Dazu wurden für die Nichteinhaltung der ver-

einbarten Bedingungen Vertragsstrafen ausgehandelt. Falls der Käufer die Woh-

nungsbestände weiterverkaufen sollte, wurde festgehalten, dass dieser dafür 

verantwortlich ist, dass die Sozialcharta von dem neuen Käufer ebenfalls einge-

halten wird. Obendrein wurde ein „Beirat Wohnen“ im Stadtrat gebildet. In diesem 

wurde ein Vertreter der WOBA als berufener Bürger bestimmt. Schlussendlich 

musste der Stadt Dresden durch den künftigen Eigentümer garantiert werden, 

dass der Oberbürgermeister oder ein von ihm bestimmter Vertreter das Recht auf 

einen Sitz im Aufsichtsrat der WOBA hat.89   

5.7 Der Verkauf - Ausschreibung/ Käufer/ Kaufvertrag 

Die Wohnungsgesellschaft wurde daraufhin nichtöffentlich ausgeschrieben, um 

den eventuellen Kaufinteressenten entgegen zu kommen. Dazu wurde eine Be-

schlussvorlage von der zuständigen Lenkungsgruppe und dem beauftragten Be-

ratungsunternehmen erstellt. Der Stadtrat entschied dann über diesen Entwurf. 

Infolge der Ausschreibung gingen bei der Stadt verschiedene Kaufangebote ein. 

Zu den bekanntesten Kaufinteressenten zählten unter anderem die Apellas, die 

Fortress und die Immobiliensparte der italienischen Marke Pirelli. Der Lenkungs-

ausschuss sprach sich basierend auf den ergangenen Interessensbekundungen 

für die Fortress Deutschland GmbH aus, welche sich letztlich auch gegen die 

anderen Mitbieter durchsetzen sollte. Dies beruhte auf den Erfahrungen, die die-

se hinsichtlich des Erwerbs eines solch großen Wohnimmobilienportfolios bereits 

gemacht hatte. So übernahm die Fortress Deutschland GmbH zuvor im Jahr 

2004 bereits den Wohnungsbestand der GAGFAH. Schon bei dieser Veräuße-

rung wurde eine umfangreiche Sozialcharta beschlossen. Dahingehend hatte 

dieser Bieter einen leichten Vorteil gegenüber den anderen Interessenten, die 

keinerlei Erfahrungen in diesem Bereich hatten. Der Kaufvertrag wurde schließ-

lich am 16.02.2006 notariell beurkundet. Diese Beurkundung durfte der Oberbür-

germeister nach Zustimmung des Stadtrats unterzeichnen. Letztendlich stimmte 

der Stadtrat am 09.03.2006 der Veräußerung gemäß des vereinbarten und nota-

riell beurkundeten Kaufvertrages zu. Damit durfte der Oberbürgermeister als Ver-

treter der Stadt den Vertrag endgültig und rechtskräftig unterzeichnen. Damit 

                                                
89 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 39 2005, S. 15; Dresdner Amtsblatt Nr. 9 2006, S. 11; 
Stadtratsbeschluss V0821-SR18-05 2005, S. 1-6. 
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erwarb die Fortress Deutschland GmbH endgültig das Eigentum an der Woh-

nungsgesellschaft WOBA Dresden GmbH.90 

5.7.1 Vorteile des Verkaufs 

Prinzipiell hat ein Verkauf der Wohnungsbestände nur auf Dauer haushaltspoliti-

schen Sinn, wenn der „Verkaufserlös zum Abbau der Verschuldung eingesetzt 

wird und nicht zur Finanzierung von sozialem Konsum“91 dient. Zudem sollte klar 

sein, dass „die Zinsersparnis durch den Schuldenabbau höher [sein sollte] als 

der mit den Wohnungsbeständen zu erzielende Gewinn“92. 

Der Verkauf brachte einige positive Faktoren mit sich, welche an dieser Stelle 

aufgeführt werden sollen. Die Stadt Dresden wurde mit dem Verkauf seiner 

Wohnungsgesellschaft die erste schuldenfreie, deutsche Großstadt. Mit jährlich 

zu tilgenden Zinsen in Höhe von 77,1 Mio. EUR für einen Schuldenberg in einer 

Höhe von 749,8 Mio. EUR. Diese Summen verdeutlichen gut, welcher Befrei-

ungsschlag der Verkauf für Dresden gewesen ist. Mit dieser neu erlangten Frei-

heit war die Stadt nun wieder in der Lage, ihre Leistungsangebote wahrnehmen 

zu können und musste dabei keine weiteren Einschnitte in Kauf nehmen.93 Auch 

im Hinblick auf alle anderen laufenden Verpflichtungen erholte sich der Haushalt 

der Stadt Dresden. 

Schlussendlich wurde der Verkauf zu einer geeigneten Zeit getätigt, zu der noch 

das Interesse ausländischer Investoren am Erwerb eines solch großen Wohnim-

mobilienportfolios bestand. Schließlich ermöglichte der Verkauf der Stadt Dres-

den wieder Gelder in Stadterneuerungs- und Infrastrukturmaßnahmen fließen zu 

lassen. Aufgrund der hohen Verschuldung war dies zuvor nur noch einge-

schränkt möglich. Weiterhin wurde innerhalb einer Studie festgestellt, dass die 

jährliche Rendite von kommunalen Wohnungsgesellschaften im Durchschnitt bei 

lediglich 2,6% liegt. Dazu muss beachtet werden, dass die Kommunen pro Jahr 

mit Schuldzinsen in Höhe von ca. 4% belastet werden. Betrachtet man diese 

Zahlen, so fällt auf, dass die Veräußerung aus rein wirtschaftlichen Gesichts-

punkten sinnvoll gewesen ist.94 

  

                                                
90 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 91; Dresdner Amtsblatt Nr. 9 2006, S. 11; Dresdner 
Amtsblatt Nr. 11 2006, S. 1. 
91 Freitag 2005, S. 10. 
92 Rose 2007, S. 6. Anm. Björn Hornuff (BH). 
93 Vgl. PT-Magazin für Wirtschaft und Gesellschaft 2006, S. 8. 
94 Vgl. Bomke 2007, S. 1. 
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Weiterhin waren viele Kommunen dazu bestrebt, ihre Wohnungsgesellschaften 

zu veräußern, damit die neuen Eigentümer die notwendigen Sanierungen der 

Bestände durchführen konnten. Den Gebietskörperschaften fehlte aufgrund ähn-

lich hoher Verschuldungen schlichtweg das nötige Geld, um Maßnahmen solcher 

Art vornehmen zu können.95 

Zudem sollten bei der Veräußerung die Folgen für die Gesamtbevölkerung Dres-

dens betrachtet werden. Zur damaligen Zeit war die Stadt von einer einge-

schränkten Handlungsfähigkeit hinsichtlich Investitionen jeglicher Art aufgrund 

der hohen Verschuldung geprägt. Die Veräußerung hat somit einen kollektiven 

Nutzen für die Bürger hervorgebracht. Jedoch darf bei diesem Punkt nicht außer 

Acht gelassen werden, dass dieser Nutzen zu Lasten der wenigen Menschen 

ging, die in einer Wohnung der WOBA wohnten. Das Argument kann auch hin-

sichtlich der raschen Mietpreisentwicklung der Folgejahre schnell entkräftet wer-

den. Diese ist in den letzten Jahren so rasant angestiegen und trägt somit nicht 

zu dem damals prognostizierten Kollektivnutzen bei, auch wenn dieser in der 

direkten Folgezeit vermutlich eingetreten war.96 

Der Beschluss der umfangreichen Sozialcharta kann als positiver Nebenpunkt 

der Veräußerung angesehen werden. Jedoch gab es auch viele Kritiker, die be-

haupteten, dass die Sozialcharta keinen ausreichenden Schutz für die Betroffe-

nen bot. So wurde beispielsweise bemängelt, dass sie nur für 10 Jahre galt und 

deshalb keine Nachhaltigkeit hervorbrachte. Zudem enthielt die Sozialcharta den 

Punkt, dass die Mieterhöhungen als Durchschnitt auf den ganzen Bestand bezo-

gen wurden. Das führte zu extremen Mieterhöhungen in einzelnen Wohnungsbe-

ständen, da insgesamt nur der Durchschnitt eingehalten werden musste. Im Er-

gebnis scheint die Sozialcharta also eher kurzfristig angelegt worden zu sein, um 

eventuelle Bedürfnisse zu befriedigen und die Abwicklung des Verkaufs schnell 

vollziehen zu können.97 

5.7.2 Nachteile des Verkaufs 

Dem Argument, dass Dresden die erste schuldenfreie Großstadt wurde, kann 

entgegengehalten werden, dass Dresden ihr sogenanntes „Tafelsilber“ mit dem 

Verkauf veräußerte und damit einen großen Bestandteil des Anlagevermögens 

abgegeben hat. Kritiker hielten den Verantwortlichen vor, dass sie eine sozialpoli-

tische Katastrophe forciert hätten und dies zu einem Ausverkauf der öffentlichen 

Wohnungen führen würde. Da Dresden mit dem Verkauf vor allem die Möglich-
                                                
95 Ebd. 
96 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 121. 
97 Vgl. Hoffsommer 2006, S. 35. 
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keit abgegeben habe, Einfluss auf den Stadtumbau und die Wohnungspolitik 

nehmen zu können und die Stadt in diesem Zusammenhang viele der Sozial-

wohnungen verloren habe. Aber nicht nur das. Betrachtet man die Zahlen ge-

nauer, fällt auf, dass die Entschuldung zu Lasten eines Fünftels der Dresdner 

ging, die damals in einer Wohnung der WOBA wohnten und die Schuldenfreiheit 

der Stadt schultern mussten98.99 

Des Weiteren handelt es sich bei Veräußerungen von Wohnungsgesellschaften 

zumeist um ein „Null-Summen-Spiel“, da der ermittelte Kaufpreis der Gesellschaft 

meistens der Summe der abgezinsten Mieteinnahmen gleichkommt. Wird dabei 

dann der Kaufpreis erhöht, weil der Verkäufer einen größeren Gewinn erzielen 

möchte, geschieht dies auf Kosten der Mieter, da der Erwerber nach erfolgrei-

chem Kauf die zusätzlichen Kosten auf die Mieten umlegt. Zudem muss man 

anmerken, dass das Verkaufen von Vermögensgegenständen die finanziellen 

Probleme zumeist nicht löst, da die Ursachen des kommunalen Fehlbetrags den-

noch weiter bestehen bleiben100.101 

An dieser Stelle soll auch festgehalten werden, dass die Schuldenfreiheit nicht 

nur von Vorteilen geprägt war. Mit Erreichung der Haushaltskonsolidierung entfiel 

beispielsweise der Druck, die Verwaltung effizienter gestalten oder Geschäfts-

prozesse optimieren zu wollen. Weiterhin wecken die zusätzlichen Gelder Be-

gehrlichkeiten bei anderen Interessengruppen, denen in der Folge nicht so 

schnell abgesagt werden kann, da das Geld ja prinzipiell vorhanden ist. Zudem 

ist die Schuldenfreiheit ein rein politisches Instrumentarium und der Stadtrat kann 

diese Schuldenfreiheit nicht mit Beschluss oder ähnlichem festlegen. Im Ergebnis 

ist diese Art von Freiheit also nicht nur ein Segen, sondern verlangt auch ein 

großes Maß an Verantwortungsbewusstsein.102 

Die Kritiker warfen weiterhin vor, dass mit dem Verkauf der Sozialwohnungen 

auch der Verlust der sozialen und städtebaulichen Gestaltungsfähigkeit einher-

ginge. Diesem Argument kann jedoch entgegengehalten werden, dass die 

WOBA Dresden GmbH vor allem über Wohnungen an den Stadträndern Dres-

dens, in den Plattenbaugebieten aus DDR-Zeiten verfügte, welche ohnehin als 

weniger städtebaulich relevant eingeschätzt wurden. Hinzu kam die Tatsache, 

dass auch nach der Veräußerung nur innerhalb der beschlossenen Bebauungs-, 

Flächennutzungs- und Grünordnungspläne gebaut werden konnte. Das heißt 

                                                
98 Ebd. 
99 Vgl. PT-Magazin für Wirtschaft und Gesellschaft 2006, S. 9. 
100 Vgl. Kiepe 2006, S. 14. 
101 Vgl. Freitag 2013, S. 83. 
102 Vgl. Brüggen, Schmidt 2006, S. 121. 
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Dresden konnte nach wie vor Einfluss auf die Stadtentwicklung nehmen, da die 

Investoren an eben diese Pläne gebunden waren. Darüber hinaus sollte der Er-

werber der Wohnumfeldgestaltung positiv zugeneigt gewesen sein, da sich diese 

unmittelbar auf die Vermietung der Wohnungen auswirkte und so im Endeffekt 

die Rendite steigerte. Bezieht man hingegen die Handlungsfähigkeit direkt auf 

die ehemaligen kommunalen Wohnungsbestände, so ist dieses Argument durch-

aus berechtigt, da der Erwerber nach dem Verkauf die Entscheidungsmacht über 

die Bestände hat. Wenn die Kommune dann eine Maßnahme durchführen wollte, 

mit der der Investor nicht einverstanden war, sah es für die Interessen der Ge-

meinde eher schlecht aus, da dieser nicht zur Erfüllung gezwungen werden 

konnte. Hierbei würde die Kommune wirklich an Gestaltungsspielraum einbüßen. 

In diesem Zusammenhang muss jedoch angemerkt werden, dass die Stadtent-

wicklungspläne der Städte, so auch in Dresden, aufgrund der hohen Verschul-

dung vor der Veräußerung meist sowieso nicht umsetzbar waren. Durch den 

Verkauf wurde die Entschuldung erreicht. Das wiederrum führte zu einer Rück-

gewinnung des Gestaltungsspielraums hinsichtlich der Stadtentwicklungspläne. 

Im Gegenzug verlor die Kommune den direkten Einfluss auf die Wohnungsbe-

stände. Jedoch sollte der Blick hierbei nicht auf das Spezielle, sondern auf die 

Gesamtheit gerichtet werden. So ist die größere Gestaltungsfähigkeit gegeben, 

wenn die Stadt aufgrund des Verkaufs der Wohnungsbestände wieder aktiv an 

der Stadtentwicklung arbeiten kann und vor allem auch in der Lage ist, diese um-

setzen zu können.103 

Hinsichtlich der sozialen Gestaltungsfähigkeit kann angemerkt werden, dass ein 

großer Teil der subventionierten kommunalen Wohnungen durch sozial benach-

teiligte Personengruppen bewohnt wurde. Aufgrund der niedrigen Mieten und 

dem geringen Anteil an sanierten Beständen entwickelten sich sogenannte Prob-

lemviertel, was zu einer sozialen Segregation führte. Mit dem Verkauf hätte die 

Kommune die Handlungsfähigkeit verloren, aktiv auf diese sozialen Problemvier-

tel einwirken zu können. Zudem war die Wahrscheinlichkeit hoch, dass die Mie-

ten weiter ansteigen könnten. Dennoch hat eine Kommune nach einer solchen 

Veräußerung weitere Einflussmöglichkeiten, um der sozialen Entwicklung inner-

halb eines solchen Gebiets entgegen wirken zu können. Für sozial benachteiligte 

Bürger können prinzipiell entsprechende Objekte angemietet werden. Die Stadt 

Dresden verfolgte mit der Aushandlung von Belegungsrechten für 8000 Woh-

                                                
103 Ebd., S. 117ff. 
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nungen eine ähnliche Strategie und war somit weiterhin in der Lage seine sozia-

len Verpflichtungen wahrnehmen zu können.104 

Prinzipiell kann den Verantwortlichen auch vorgeworfen werden, dass es neben 

dem Verkauf der WOBA GmbH Dresden sicherlich auch andere Möglichkeiten 

gegeben hätte, um kommunales Vermögen aktivieren zu können. So hätte es als 

Alternativen zum Beispiel die Ver- und Entsorger, die Verkehrsbetriebe und Kul-

tureinrichtungen gegeben. Die Aktivierung dieser Vermögen wären jedoch mit 

anderen mehr oder weniger erheblichen Problemstellungen verbunden gewesen, 

auf die an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden soll.105 

Ein weiterer Nachteil machte sich bereits unmittelbar nach dem Verkauf bemerk-

bar. Ursächlich dafür war das Geschäftsmodell des Erwerbers. So wurde die 

WOBA zu einem großen Teil mit Hilfe von Fremdkapital erworben. Weiterhin soll-

te das Unternehmen gute Dividenden für die Aktionäre abwerfen. Das führte in 

der Folgezeit dazu, dass die WOBA finanziell buchstäblich ausgebeutet wurde 

und spiegelte sich dann in mangelndem Service und geringer Instandhaltung 

wieder, aber auch in fehlenden Hausmeisterdiensten und nicht vorhandenen 

Kundencentern. Unter diesen Umständen litten dann auch die Immobilien, so 

verwahrlosten die Wohnungsbestände zunehmend. Aufgrund der zu erwirtschaf-

tenden Dividende stiegen gleichzeitig die Mieten. So wurde auch die gesetzliche 

Maximalerhöhung der Mieten von 20% in drei Jahren vollkommen ausgenutzt.106 

Nachteilig war der Totalverkauf der Wohnungsbestände. Mit dieser Handlung 

wurde die für notwendig erachtete Balance von kommunalen und privaten Anbie-

tern gestört107. Schlussendlich führte dies zum Ansteigen der Durchschnittsmie-

ten, da diese ohne kommunale Wohnungsbestände enorm anwachsen konnten. 

Diese Annahme hat sich in den letzten Jahren auch in Dresden bestätigt, da die 

nötige Stabilisierung der Mieten aufgrund des fehlenden Bestandes an kommu-

nalen Wohnungen nicht gegeben war. Allgemein wurden die mittel- und langfris-

tigen Folgen dieser Veräußerung nicht ausreichend erörtert, was den Verkauf im 

Endeffekt einfacher machte108. Doch gerade bei einer solchen Entscheidung, 

welche vielseitige langfristige Folgen mit sich bringt, hätte eine ausgiebige Ab-

wägung der Handlungsalternativen stattfinden sollen.109 

                                                
104 Ebd., S. 119f. 
105 Ebd., S. 122. 
106 Vgl. Grünzig 2011, S. 7. 
107 Vgl. Bomke 2007, S. 1. 
108 Vgl. Hoffsommer 2006, S. 34. 
109 Vgl. Bomke 2007, S. 1. 
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Im Ergebnis beschloss die Stadt Dresden dann im Jahr 2017 eine neue kommu-

nale Wohnungsgesellschaft zu gründen. Das folgende Kapitel wird sich genauer 

mit den Hintergründen dieser Entscheidung befassen und diese dezidiert auflis-

ten.
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6 Neugründung einer kommunalen Wohnungsgesell-
schaft in Dresden 

In Dresden lebten im Jahr 1999 ca. 450000 Einwohner. In der Folgezeit wander-

ten viele Menschen in die Landeshauptstadt Sachsens und die Bevölkerungszahl 

stieg stetig an. Schließlich erreichte sie im Jahr 2012 einen Stand von etwa 

530000 Einwohnern. Ende des Jahres 2016 lebten ca. 543000 Menschen in 

Dresden. Schließlich wuchs die Einwohnerzahl auch nach dem Verkauf der 

WOBA Dresden GmbH weiter an. Verzeichnete man im Jahr 2001 noch einen 

Überschuss von etwa 60000 leerstehenden Wohnungen, so waren es im Jahr 

2013 lediglich 15000. Schon damals prognostizierte man für Dresden, dass die 

letzten Wohnungsreserven spätestens 2017 oder 2018 verbraucht sein könnten. 

Schließlich kündigte Dresden im Jahr 2017 einen Bedarf von etwa 13000 neuen 

Wohnungen an. In der Folge wurde der Abriss weiterer DDR-Plattenbauten un-

terbunden, um die Wohnungsnot bzw. -mangel nicht weiter zu beschleunigen. 

Leider wurden die Abrissmaßnahmen, welche im Rahmen des Stadtumbaupro-

gramms Ost vorgenommen wurden, viel zu spät eingestellt, da „spätestens seit 

2008 [...] die Wandlung vom Mieter- zum Vermietermarkt erkennbar“110 war. So-

gar nachdem der Stadtrat bereits das Ende der Abrissmaßnahmen im Jahr 2013 

vereinbart hatte, wurden noch Fördermittel für die Beseitigung von Wohnungsbe-

ständen genehmigt.111 

Mit Beginn des Jahres 2015 kam im Dresdner Stadtrat eine Debatte um die 

Gründung einer neuen kommunalen Wohnungsgesellschaft ins Rollen. Aus-

schlaggebend dafür waren vor allem steigende Mieten und kaum freie Wohnun-

gen, aber auch im Hinblick auf die Unterbringung der Flüchtlinge zeigte sich ge-

rade auch für Dresden die Notwendigkeit einer kommunalen Wohnungsgesell-

schaft. Deshalb wurde bereits im August 2015 durch den Stadtrat beschlossen, 

eine kommunale Wohnungsbaugesellschaft im ersten Halbjahr des Jahres 2016 

zu gründen.112 Wie sich später herausstellen sollte, würde die endgültige Grün-

dung der geplanten Wohnungsbaugesellschaft noch eine gewisse Zeit in An-

spruch nehmen. So kamen im Zuge der Neugründung weitere Problemstellungen 

auf den Stadtrat zu. Man stellte sich beispielsweise die Frage nach der Ausge-

staltung der Rechtsform der Gesellschaft. Diese Problematik zog einen langen 

Prozess der Diskussionen nach sich. Schließlich einigte man sich aber darauf, 

die neue Wohnungsbaugesellschaft als Kommanditgesellschaft zu organisieren, 
                                                
110 Mieterverein Dresden und Umgebung e.V. 2016. 
111 Vgl. Schnaas, Schultz, Schumacher, Stölzel 2013; Gröneweg, Haberer, Hinterberger, 
u.a. 2017, S. 70. 
112 Vgl. Stadtratsbeschluss A0072/15 2015, S. 1. 
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da sich Grundstücke in dieser Rechtsform gewerbesteuerfrei in das Unterneh-

men einbringen lassen. Schlussendlich wurde nach langer Diskussion am 

02.03.2017 durch Stadtratsbeschluss entschieden, die „Wohnen in Dresden 

GmbH & Co. KG“ endgültig zu gründen. Die Gründung wurde schließlich am 

19.09.2017 notariell beurkundet.113 

Doch stellt sich die Frage, welche Gründe die Stadt Dresden für eine Neugrün-

dung einer kommunalen Wohnungsgesellschaft hatte. Diese Beweggründe sollen 

im folgenden Kapitel kurz aufgelistet und erklärt werden. 

6.1 Gründe für die Neugründung der „Wohnen in Dresden GmbH & Co. 
KG“ 

Wie im Einleitungsteil dieses Kapitels beschrieben, gab es für die Stadt Dresden 

verschiedene Gründe, um die Möglichkeit einer erneuten Beteiligung am Woh-

nungsmarkt wahrzunehmen, obwohl die Verantwortlichen vor über zehn Jahren 

einen komplett gegensätzlichen Weg wählten. 

Zuallererst kann ein Grund im überdurchschnittlichen Ansteigen der Mieten ge-

sehen werden. So waren auch in Dresden seit 2010 leichte Mietpreissteigerun-

gen zu beobachten. So lagen 2010 etwa 21% der Wohnungen noch im Bereich 

bis 4,50 EUR pro Quadratmeter. Im Jahr 2016 waren es dann nur noch 11% der 

Wohnungen, die in diesem Segment vorzufinden waren. Jedoch handelte es sich 

keineswegs um eine Mietpreisänderung in exorbitanter Höhe, so dass nicht von 

einer Mietpreisexplosion gesprochen werden könnte. Ein weiterer Grund lag in 

der überdurchschnittlichen Belastung einzelner Haushalte. Dazu wurden die An-

gebotsmieten mit dem Einkommen der Bewohner verglichen. Auch für Dresden 

konnte beobachtet werden, dass die Angebotsmieten über dem verfügbaren Ein-

kommen lagen. In der Folge ist die Mietbelastung in den vergangenen Jahren 

gestiegen, was zu einem Wohnkostenproblem innerhalb der Stadt führte. Diese 

Problematik wurde durch den fehlenden Wohnungsbestand und der steigenden 

Zahl der Bevölkerung verstärkt. Denn eine größere Bevölkerungszahl zieht eine 

höhere Nachfrage nach Wohnraum nach sich. Da Dresden seine kommunale 

Wohnungsgesellschaft wie oben beschrieben im Jahr 2006 verkauft hatte, konnte 

man nicht auf die Nachfrage mit der Bereitstellung weiteren Wohnungsangebots 

antworten. Aufgrund dessen stiegen die Mietpreise und die Bevölkerungsteile mit 

einem geringeren Einkommen kamen nur noch erschwert an eine Wohnung. 

Weiterhin war die Leerstandquote innerhalb Dresdens sehr gering und lag bei-

spielsweise im Jahr 2010 bei lediglich 5,0% und minimierte sich im Verlauf wei-
                                                
113 Vgl. Dresdner Amtsblatt Nr. 38 2017, S. 6; Gericke 2015a, S. 24; Gericke 2015b, S. 
10; Lichdi 2017; Stadt Dresden, Pressemitteilung 2017. 
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ter, um im Jahr 2015 auf eine Quote des strukturellen Leerstands von 2,5% zu 

fallen.114 

Auch die Verwaltungsvorlage, welche dem Stadtrat vorgelegt wurde, machte auf 

ein „partielle[s] Marktversagen im Bereich der Wohnraumversorgung für beson-

dere Bedarfsgruppen, insbesondere einkommensschwächere Haushalte, Fami-

lienhaushalte und Menschen mit Behinderung“115 aufmerksam. Deshalb ging aus 

dieser Vorlage auch der Hinweis hervor, dass die Errichtung eines kostengünsti-

geren kommunalen Wohnungsbestandes aufgrund der erhöhten Mietpreise in-

nerhalb des Dresdner Stadtgebiets nötig wäre. Zudem erging wegen der nicht 

langfristig bestehenden Belegungsrechte die Empfehlung für den Aufbau einer 

neuen kommunalen Wohnungsgesellschaft. Dresden hatte sich bei den Verhand-

lungen die Belegungsrechte für 10000 Wohnungen bei der Vonovia, dem Nach-

folger der Fortress, bis 2026 zugesichert. In diesem Zusammenhang wurde 

ebenfalls die Zahl der Belegungsrechte im Jahr 2012 aufgrund eines Rechts-

streits zwischen der Stadt Dresden und der GAGFAH durch Vergleich von 8000 

auf 10000 Wohnungen erhöht.116 Daneben besteht nach wie vor die Möglichkeit, 

diese Rechte um zehn Jahre zu verlängern. Die Bereitstellung von Wohnungen 

für sozial benachteiligte Personengruppen ist also längstens bis 2036 abgesi-

chert. Aus diesem Grund sollte langsam aber sicher ein erneuter Bestand an 

preiswertem Wohnraum errichtet werden, um die Daseinsvorsorge der angewie-

senen Dresdner Bürger nach Ende der Verträge sicherstellen zu können. Für den 

eigenen Wohnungsbestand spricht weiterhin, dass die Wohnungen, für die die 

Stadt Belegungsrechte besitzt, räumlich eng beieinander liegen und damit eine 

soziale Trennung forciert wird. In der Folge besteht das städtebauliche Problem 

der Ghettoisierung innerhalb dieser Gebiete. Ein kommunaler räumlich verteilter 

Wohnungsbestand kann diesen Entwicklungen gezielt entgegenwirken. Weiterhin 

strebte die Vonovia Sanierungen in den belegungsberechtigten Wohnungen an. 

Dadurch erhöhen sich die durch die Stadt Dresden zu zahlenden Mietpreise. Im 

Endeffekt bedeutet das einen größeren finanziellen Aufwand für die Stadtverwal-

tung im Hinblick auf die Zahlung der Wohnkosten.117 

  

                                                
114 Vgl. Fritzsche 2015, S. 26-32; Vorlage V1441/16 2016, S. 8. 
115 Vorlage V1441/16 2016, S. 7. 
116 Vgl. Mieterverein Dresden und Umgebung e.V. 2016. 
117 Vgl. Vorlage V1441/16 2016, S. 9f.  
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Weiterhin sieht die Stadt mit der Betreibung einer eigenen Wohnungsbaugesell-

schaft ein Potential hinsichtlich der Ausgestaltung der Wohnungsmarktentwick-

lung durch Beeinflussung der Mietpreise, aber auch in Hinblick auf die städtebau-

lichen, sozialräumlichen Entwicklungen, sowie die Verbesserung der sozialen 

Strukturen und der Optimierung von baulichen Qualitäten und Standards.118 

6.2 Vor- und Nachteile der neuen kommunalen Wohnungsgesellschaft in 
Dresden 

6.2.1 Vorteile 

Ein großer positiver Aspekt der Neugründung der „Wohnen in Dresden GmbH & 

Co. KG“ ist die Wahl der Rechtsform gewesen. Sie ermöglicht es der Stadt Dres-

den der Grunderwerbssteuer beim Einbringen städtischer Grundstücke in den 

Bestand der neuen Gesellschaft zu entgehen. Somit sind erhebliche Kostenein-

sparungen möglich. Weiterhin wurde im Gesellschaftsvertrag festgehalten, dass 

die Errichtung der Wohnungen stets unter ökologischen, sozialen und ökonomi-

schen Gesichtspunkten erfolgen soll und dabei vor allem die nachhaltige Ent-

wicklung der gesamten Stadt Dresden Beachtung finden sollte. Um den Zweck 

des sozialen Wohnungsbaus in den Beständen der neuen Wohnungsgesellschaft 

langfristig sichern zu können, wurde in dem Gesellschaftsvertrag außerdem fest-

gehalten, dass die Wohnungen, die mit Mitteln des Förderprogramms erbaut 

wurden nach Ablauf der Bindungsfrist weiterhin der Unterbringung von sozial 

benachteiligten Personengruppen dienen sollen. Zudem wurde ein zehnjähriges 

Verbot der Gewinnentnahme verhangen, da man befürchtete, dass der kommu-

nale Aufbau von Vermögen zu Begehrlichkeiten in der Stadtverwaltung führen 

könnte und somit der soziale Zweck der kommunalen Wohnungsgesellschaft in 

den Hintergrund rücken könnte.119 

Aber auch die wirtschaftliche Bedeutung der Wohnungsbaugesellschaft darf nicht 

außer Acht gelassen werden, da sie eine wichtige Rolle für die private Wirtschaft 

spielt. So ist sie Auftraggeber für andere öffentliche Unternehmen der Stadt 

Dresden und für Unternehmen aus der Region in und um Dresden.120 

  

                                                
118 Ebd., S. 12. 
119 Ebd., S. 19ff.; vgl. Lichdi 2017. 
120 Vgl. Vorlage V1441/16 2016, S. 23f. 
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6.2.2 Nachteile 

Als einen Nachteil der neuen kommunalen Wohnungsgesellschaft sehen Kritiker, 

dass hohe Mieten kein alleiniges Problem der Privatwirtschaft sind. So erhöhen 

kommunale Unternehmen ihre Mietpreise bei hoher Nachfrage ebenfalls. Private 

Anbieter steigern ihre Mieten nach Meinung der Kritiker nicht übermäßig. Darun-

ter fallen jedoch eher Wohnungsgenossenschaften und Privatanbieter mit kleine-

ren Wohnungsbeständen. Zusätzlich gibt es Studien, die beweisen, dass es kei-

ne großen Unterschiede in der Zusammensetzung der Mieterstruktur zwischen 

kommunalen und privaten Wohnungsgesellschaften gibt. Daraus ergibt sich, 

dass ein kommunales Wohnungsunternehmen nicht zwangsläufig nur Personen 

mit einem geringen Einkommen oder sonstigen Marktzugangsproblemen auf-

nimmt. Im Gegenteil für viele der kommunalen Wohnungsgesellschaften ergeben 

sich sogar hohe Fehlbelegungsquoten von teilweise 40-50%. Folglich sehen Kri-

tiker hierin nicht die beste Variante, um bedürftige Personengruppen mit Wohn-

raum zu versorgen. In diesem Zusammenhang besteht auch das Problem, dass 

die Kriterien der Bedürftigkeit nur weit gefasst sind und nicht regelmäßig geprüft 

werden. Zudem löst das Betreiben einer neuen Wohnungsgesellschaft das 

Wohnzugangsproblem nicht zwangsläufig, da die Gebietskörperschaften keines-

wegs dazu verpflichtet sind, Personen mit Wohnzugangsproblemen aufzuneh-

men. Weiterhin setzen sich die Kommunen mit einer neuen öffentlichen Woh-

nungsgesellschaft erneut Vermietungsrisiken aus, die sich bei Fehlkalkulationen 

negativ auf den Haushalt der Stadt Dresden auswirken können. Diesem Risiko 

könnte man, wie Kritiker behaupten, durch das Einkaufen von Belegungsrechten 

entgehen. Vorteil dieser Rechte ist die gute Anpassbarkeit an den benötigten 

Bedarf, was von dem Bau oder Abriss von Wohnungen nicht zwangsläufig be-

hauptet werden kann. Hinzukommt, dass bei der Errichtung von Wohnungsbe-

ständen enorm viel Kapital gebunden wird, was bei eben diesen Belegungsrech-

ten nicht der Fall ist. Somit hätte eben dieses Risiko weiter minimiert werden 

können.121 

Zudem darf nicht vernachlässigt werden, dass mit Gründung einer neuen Gesell-

schaft neue Arbeitsplätze geschaffen werden, so dass auf die Stadt Dresden 

erhöhte Personalkosten zukommen. Laut der Verwaltungsvorlage bestehen da-

hingehend jedoch keine großen Bedenken, da nur vier neue Vollzeitangestellte 

benötigt werden. In Bezug auf das Rechnungswesen und die Organisation will 

sich die neue Gesellschaft auf die vorhandenen Ressourcen und Mitarbeiter der 

                                                
121 Vgl. Fritzsche 2015, S. 32. 



 51 

STESAD GmbH verlassen. In den Bereichen des Immobilien- und des Projekt-

managements ist bereits ein kleiner Fundus an Angestellten vorhanden.122 

Abgesehen davon birgt die neue Wohnungsgesellschaft noch weitere Risiken. So 

könnten zu viele Wohnungen mit einer zu niedrigen Kapitaldecke erbaut werden, 

dazu müssten erneut Schulden durch die Stadt aufgenommen werden. Zwar ist 

die Neuverschuldung aufgrund des Verbots der Neuverschuldung in der Haupt-

satzung der Stadt unmöglich. Aber es könnte zu einer Verschuldung über andere 

städtische Unternehmen kommen. Weiterhin könnte man im Rahmen des Woh-

nungsbaus zu teuer bauen und in der Folge die Zinsen zu schnell tilgen wollen. 

Aufgrund von minderwertiger Bausubstanz könnte ein zu geringer Standard zu 

einer nur kurzfristigen Werterhaltung des erbauten Wohnungsbestandes führen. 

Dies würde auf lange Zeit gesehen die Vermietbarkeit der Wohnungsbestände 

bedrohen. Zudem könnte die gewählte Rechtsform die Steuerung der Gesell-

schaft durch den Stadtrat behindern. Ein negativer Aspekt der neuen Wohnungs-

baugesellschaft ist die Tatsache, dass die Wohnungen zu 30% aus Fördermitteln 

und zu 70% aus Bankkrediten finanziert werden. Die Stadt Dresden verzichtet 

somit auf den Aufbau von Wohnungsbeständen aus eigenem Vermögen. Damit 

ist die Errichtung der Wohnungen fast ausschließlich abhängig von den Förder-

mittelleistungen des Freistaates Sachsen. Dieses Fördermittelprogramm soll 

vermutlich in den Jahren 2019 bzw. 2020 endigen, was wiederrum aus jetziger 

Sicht das Ende des sozialen Wohnungsbaus für Dresden bedeuten könnte.123 

 

                                                
122 Vgl. Vorlage V1441/16 2016, S. 18. 
123 Vgl. Lichdi 2017. 



 52 

7 Fazit 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, ob die Bereitstellung von Wohnungen 

Aufgabe des Marktes oder der Kommunen sein sollte. Das kann man nicht pau-

schalisieren, da beide Modelle positive und negative Aspekte vorweisen. Doch 

warum sollte es nur eine Möglichkeit am Markt geben? Eine gemeinschaftliche 

Beteiligung von öffentlichen und privaten Unternehmen ist geeignet, um Men-

schen aller Bevölkerungsschichten mit Wohnungen zu versorgen. Denn gerade 

infolge der anwachsenden Einkommensunterschiede innerhalb Deutschlands 

dürfte die Versorgung der Menschen mit bezahlbarem Wohnraum bald eine zent-

rale Aufgabe der Kommunen werden. Vor allem Großstädte und andere Bal-

lungszentren, die von Wohnungsknappheit geprägt sind, sind derzeit nicht in der 

Lage sich selbst zu regulieren. Dieser Wohnungsmangel erschwert die Woh-

nungssuche der betroffenen Personen. Manche dieser Menschen finden gar kei-

ne Wohnung und müssen deshalb in Obdachlosenunterkünften unterkommen. In 

diesen Fällen erscheint ein kommunales Eingreifen aus logischen Überlegungen 

notwendig, um diesen Menschen aus Gründen der Daseinsvorsorge zu helfen. 

Außerdem sollte das kommunale Engagement nicht unbedingt vom Markt ab-

hängig gemacht werden und der Vorteil darin gesehen werden, dass die gleich-

zeitige Beteiligung von kommunalen und privaten Wohnungsgesellschaften ein 

Gleichgewicht am Markt erzeugen. Gerade in Zeiten der Wohnungsknappheit 

würde das dafür sorgen, dass die Mietpreise nicht exorbitant in die Höhe schie-

ßen können. Des Weiteren sind die positiven Effekte für die Gebietskörperschaf-

ten enorm. Neben der Gewährleistung der Daseinsvorsorge, handelt es sich 

vielmehr um ein Instrument der Stadt- und Quartiersentwicklung und dient damit 

als strategische Anlage und zur Optimierung der Stadtrendite. 

Weiterhin hat sich der Wohnungsmarkt in den letzten Jahren hinsichtlich der Pa-

ketverkäufe großer Wohnimmobilienportfolios beruhigt und die Investoren, die 

nur an kurzfristigen Renditen interessiert waren, sind weitestgehend verschwun-

den. Außerdem gibt es auch positive Beispiele, so z.B. Investoren, die sich an 

der Quartiersentwicklung beteiligen und moderate Mieten verlangen, da sie sich 

ihrer Verantwortung für die Stadtentwicklung bewusst sind. Ungeachtet davon 

wird es immer Unternehmer und Investoren geben, die in erster Linie am finanzi-

ellen Profit ihrer Unternehmung interessiert sind. Aber aufgrund der positiven 

Beispiele wäre es jedoch fatal, alle privaten Investoren diesem negativen Stereo-

typ gleichzusetzen. 
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Weiterhin soll in diesem Fazit geklärt werden, ob der Verkauf der WOBA Dresden 

GmbH der richtige Weg war. Eine endgültige Antwort kann dabei nur schwer ab-

gegeben werden. An den Entwicklungen der letzten Jahre lässt sich jedoch er-

kennen, dass die damalige Entscheidung zur Veräußerung der Wohnungsgesell-

schaft Konsequenzen nach sich zog, die letztlich dazu führten, dass Dresden 

eine neue Wohnungsbaugesellschaft benötigte. Doch war es wirklich eine Fehl-

entscheidung? Die Antwortet lautet „nicht unbedingt“, da die damalige Entschei-

dung differenzierter betrachtet werden sollte. Die hohe Verschuldung der Stadt 

Dresden war zum einen ein ausschlaggebender Punkt. Zum anderen trafen viele 

verschiedene politische Interessen und Ziele aufeinander. Zweifelsohne hat der 

Verkauf auch einige positive Entwicklungen für Dresden mit sich gebracht. So 

sind in diesem Zusammenhang der konsequente Schuldenabbau und die Zu-

rückerlangung des städtebaulichen Einflusses zu nennen. Gerade in Bezug auf 

die Stadtentwicklung war dies für Dresden ein großer Schritt nach vorn. Jedoch 

zeigten sich auch die negativen Seiten des Verkaufs als sich ein zunehmender 

Wohnungsmangel einstellte. In der Folge war die Gründung einer neuen Woh-

nungsbaugesellschaft unabwendbar, um die Daseinsvorsorge der Menschen mit 

Wohnungszugangsproblemen absichern zu können. Festzuhalten bleibt, dass 

eine solche Entscheidung immer von Befürwortern und Gegnern begleitet wird. 

Dennoch sollte man stets im Rahmen derartiger Beschlüsse dazu bestrebt sein, 

Kompromisse zu finden. Im Fall von Dresden erging die Entscheidung vermutlich 

voreilig, so dass nicht alle Folgen abschließend geprüft und durchdacht werden 

konnten. Im Ergebnis sind die Beweggründe der Veräußerung dennoch nachvoll-

ziehbar. Auch erwies sich die erst als so sicher eingestufte Sozialcharta als man-

gelhaft, da die ausgehandelten Vertragsbedingungen nicht eingehalten wurden. 

Dies endete in einem Rechtsstreit zwischen der GAGFAH und der Landeshaupt-

stadt Dresden. In der Folge bleibt es weiterhin fraglich, ob die Absicherung aller 

betroffenen Parteien innerhalb einer solchen Charta überhaupt möglich ist. 

Zusammenfassend bleibt aus den Dresdner Entwicklungen festzuhalten, dass 

Gemeinden eine solche Entscheidung nie leichtfertig treffen sollten. Es sollte 

immer ein Teil des Wohnungsbestandes in kommunaler Hand verbleiben. Falls 

doch ein Verkauf in Erwägung gezogen werden sollte, bietet es sich an lediglich 

die sogenannten „poor dogs“ des Wohnungsportfolios zu verkaufen124. Denn was 

Gold wert ist, sollte man nicht versilbern. 

                                                
124 Vgl. Gericke 2007, S. 6. 
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Thesen 

1. Kommunale Wohnungsunternehmen können benachteiligte und von Woh-
nungszugangsproblemen betroffene Personen besser mit Wohnraum ver-
sorgen als private Anbieter. 

2. Private Wohnungsunternehmen und vor allem Investoren sind nur an der 
Erwirtschaftung einer hohen Rendite interessiert. 

3. Ohne eine kommunale Beteiligung am Wohnungsmarkt steigen die Miet-
preise enorm an.  

4. Die Veräußerung der WOBA Dresden GmbH war eine Fehlentscheidung 
für Dresden. 

5. Durch die ausgehandelte Sozialcharta waren Dresden, aber vor allem die 
Mieter und Mitarbeiter der WOBA Dresden GmbH, abgesichert. 
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